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Freiheit für 


Hanna Krabbe wurde im April 1975 als An- 
gehörige des Kommandos Holger Meins der 
RAF bei der Erstürmung der Botschaft der 
BRD in Stockholm durch Sicherheitskräfte 
festgenommen. Mit der vorangegangenen 
Botschaftsbesetzung hatte die RAF die Frei- 
lassung aller Gefangenen aus bewaffnet 
kämpfenden Gruppen in der BRD durch- 
setzen wollen, um sie der Verfügungsgewalt 
des Staates und damit der systematischen 
Zerstörung durch die Isolationshaft zu ent- 
reißen. 

Ende dieses Monats soll für Hanna Krab- 
be das 22. Jahr ihrer Gefangenschaft begin- 
nen. 21 Jahre in Einzel- und Kleingruppen- 
isolation, die letzten Jahre unter modifi- 
zierten Sonderhaftbedingungen, liegen 
dann hinter ihr: 21 Jahres des Kampfes, der 
der tägliche Kampf aller politischen Gefan- 
genen ist: der Kampf ums Überleben als 
Mensch, der Kampf gegen den permanen- 
ten Versuch, sie als politisch denkende Men- 
schen zu brechen. „Mensch sein ist vor al- 
lem die Hauptsache“, schrieb schon Rosa 
Luxemburg als politische Gefangene, „und 
das heißt: Fest und klar und heiter sein, ja 
heiter trotz alledem.“ Dem allerdings sind 
Grenzen in der Zerstörungskraft der Haft- 
bedingungen gesetzt: Weil Hanna Krabbe 


Preis: 3,00 DM 


weiterhin am Kern ihrer politischen Vor- 
stellungen festhält, soll „lebenslänglich“ für 
sie — wie für ihre gefangenen Genossinnen 
und Genossen -tatsächlich lebenslange In- 
haftierung, mindestens aber Haft bis zur 
nicht wieder behebbaren vollständigen Er- 
schöpfung bedeuten. Sie alle brauchen die 
Freiheit! 

Hanna Krabbe muß jetzt endlich sofort 
und bedingungslos freigelassen werden! 
Das ist keine Frage des seit Sommer 1995 
laufenden formaljuristischen Entlassungs- 
verfahrens. „Entweder sie lassen uns raus 
und akzeptieren unsere politische haltung 
und verantwortung oder nicht“, schrieb 
Hanna Krabbe dazu in einer Erklärung vom 
Juli 1995. Freikommen wird Hanna Krabbe 
nur, wenn die politisch Verantwortlichen zu 
der politischen Entscheidung gebracht wer- 
den, sie nicht länger gefangenzuhalten. 

Wir rufen dazu auf, die Forderung nach 
dieser politischen Entscheidung für Hanna 
Krabbes sofortige und bedingungslose Frei- 
lassung zu unterstützen. 


Freiheit für alle politischen Gefangenen! 


Elke Breitenbach, Jugendsekretärin HBV 
Berlin; Frank Castorf, Intendant der Volks- 
bühne am Rosa-Luxemburg-Platz, Berlin; 


Hanna Krabbe! 


Thomas Ebermann, Journalist, Hamburg; 
Peter Gingold, Teilnehmer an der Resi- 
stance, Frankfurt/Main; Maike Henze, 
Stellv JAV-Vorsitzende UKE, Hamburg; 
Andreas Köhn, Geschäftsführender Lan- 
desbezirksvorstand der IG Medien Berlin- 
Brandenburg, Berlin; Johann Kresnik, Lei- 
ter des Choreographischen Theaters an der 
Volksbühne am Rosa-Luxemburg-Platz, 
Berlin; Karin Kunstreich, Personalratsvor- 
sitzende, und Dr. Timm Kunstreich, Hoch- 
schullehrer, Hamburg; Katja Leyrer, Auto- 
rin, Hamburg; Gisela Steineckert, Schrift- 
stellerin, Berlin; Rainer Trampert, Publizist, 
Hamburg; Gisela Wiese, Vizepräsidentin 
von Pax Christi in der BRD, Hamburg; Han- 
nelore Witkofski und Marius Giese, AK ge- 
gen Selektion und Bevölkerungspolitik, 
Hamburg und Bremen, 

Klaus Behnken, Chefredakteur, Regina 
Sommer, Redakteurin, Bernd Beier, Ivo Bo- 
zic, Lars Breuer, Andreas Dietl, Jürgen El- 
sässer, Martin Krauß, Peter Rau, Richard Ro- 
ther, Andreas Spannbauer, Bernd Verter, 
Wolf-Dieter Vogel, Redakteure, Sabine Pe- 
ters, Bildredakteurin, Dietmar Koschmie- 
der, Geschäftsführer, Barbara Schmidt, An- 
zeigenleiterin der Tageszeitung junge Welt, 
Berlin 


m 25.4.1996 jährt sich zum 21. Mal 
At Tag von Hannas Festnahme in 
tockholm 1975. 21 Jahre in Einzel- 

und Kleingruppenisolation, die letzten Jah- 
re unter modifizierten Sonderhaftbedin- 
gungen, aber auch 21 Jahre des politischen 
Kampfes im Knast, des Kampfes gegen die 
Haftbedingungen und fürihre Freiheit und 


die ihrer gefangenen Genossinnen und Ge- : 


nossen liegen dann hinterihr. Wenn esnach 
dem Willen der staatlichen Behörden und 
ihrem formaljuristischen Gewürge um das 
Enntlassungsverfahren geht, soll Hanna an 
diesem Tag immer noch im Knast sein, soll 
sie kommende Woche in das 22. Jahr ihrer 
Gefangenschaft gehen. 

Wir wollen daß Hanna jetzt sofort und 
bedingungslos freikommt! 

Wir wissen aus. unserer eigenen Erfah- 
rungen ebenso wie von anderen, wie dünn 
zur Zeit der gemeinsame politische Boden 
ist und wie begrenzt unsere Möglichkeiten 
sind, Hannas Freilassung unmittelbar 
durchzusetzen. Nichts läge uns zur Zeit po- 
litisch auch ferner, als die Simulation ir- 
sendwelcher unbestimmten, vermeintlich 
breiten Initiativen. Dennoch halten wir 
daran fest, daß es auch in dieser Situation 
möglich ist zu intervenieren, um die For- 
derung nach Hannas Freilassung voranzu- 
bringen und das Gewürge der Behörden zu 
durchkreuzen. 

Daher bitten wir alle, die für die Forde- 
rung nach Hannas Freiheit mit einstehen, 
für sich zu überlegen, ob und welche Mög- 
lichkeiten es für sie gibt, am 25.4.1996 in 
ihren Städten angemessene kleine und be- 
srenzte Formen des Ausdrucks zu finden, 
um der Forderung nach Hannas sofortiger 
und bedingungsloser Freilassung Präsenz 
und Nachdruck zu verleihen, Hanna selbst 
in ihrer Haltungzu unterstützen und deut- 
lich zu machen, daß wir jetzt nicht mehr 
loslassen, bis Hanna draußen ist. 

Wenn ihr Ideen entwickelt und umsetzt, 
teilt uns oder besser noch: Hanna selbst das 
bitte mit, damit wir einen Überblick haben, 
um unsererseits gezielter weiterüberlegen 
zu können. 

Bei uns können sowohl die Postkarten, 

die der Wochenendausgabe der „jungen 
Welt“ beigelegt waren und sich auch in die- 
sem Info befinden, als auch der in dieser 
Ausgabe dokumentierte Aufruf für Hannas 
Freiheit bestellt werden. Nach Möglichkeit 
legt bitte Briefmarken bei, daß wir zumin- 
dest die Portokosten wieder hereinbekom- 
men. 
Bestelladresse für Postkarten und Aufrufe: 
AK Kassiber, c/o Infoladen M99, Manteuf- 
felstr. 96, 10997 Berlin, Fax (030) 6115021 
Spendenkonto: 

Für die bisherigen und weitere Initiati- 
ven für Hannas Freiheit benötigen wir drin- 
send Geld! Bitte spendet auf das folgende 
Konto: L. Fischer, Stichwort „Freiheit“, Ber- 
liner Bank (BLZ 100 200 00), 

Kto. 648483 6 100 


Bad Kleinen 


OLG Rostock lehnt Antrag der Eltern von 
Wolfgang Grams ab, gegen Beamte der 
GSG 9 Anklage wegen der Ermordung von 
Wolfgang Grams zu erheben 


Das OLG Rostock hat am 29. März 1996 
den Antrag von Ruth und Werner Grams, 
durch gerichtliche Entscheidung die Erhe- 
bung der öffentlichen Anklage gegen GSG- 
9-Beamte wegen Mordes an ihrem Sohn 
Wolfgang Grams anzuordnen, als unbe- 
sründet verworfen. 

Auf knapp 38 Seiten setzt sich das OLG 
mit der circa 1.200 Seiten umfassenden An- 
tragsschrift auseinander und begründet sei- 
ne Entscheidung damit, „daß die Beschul- 
digten der ihnen vorgeworfenen Straftat 
nicht hinreichend verdächtig sind und in- 
folge dessen ihre Verurteilung in der Haupt- 
verhandlung nicht mit der erforderlichen 
Wahrscheinlichkeit zu erwarten ist“. 

Die unanfechtbare Entscheidung des 
OLG Rostock wird der erdrückenden Fülle 
der die GSG-9-Beamten belastenden Indi- 
zien und Beweise in keiner Weise gerecht. 

Es stellt eine völlig neue Theorie zum Hat- 
geschehen auf, wonach „der Verletzte sich 
mit an Sicherheit grenzender Wahrschein- 
lichkeit während des Sturzes auf die Gleise 
in suizidaler Absicht den Todesschuß bei- 
gebracht hat, also unmittelbar bevor er in 
bewegungsloser Haltung auf das Gleisbett 
fiel“. 

Das OLG Rostock benötigt diese, von kei- 
nem der Sachverständigen für wahrschein- 
lich erachteten, Variante des Tatgeschehens 
als Erklärung dafür, daß die Wolfgang 
Grams verfolgenden GSG-9-Beamten so- 
wie ein Teil der Zeugen keine Angaben da- 
zu machen konnten, wie das Loch in den 
Kopf von Wolfgang Grams gelangt ist. 

Die beeidete richterliche Aussage des 
BKA-Beamten Nr. 12, der auf dem Stellwerk 
des Bahnhofes als Beobachter eingesetzt 
worden war, findet hierbei keinerlei Beach- 
tung. Fr hatte den Schußwechsel bis zum 
Sturz von Wolfgang Grams auf die Gleise 
und das unmittelbare Hinzuspringen der 
GSG-9-Beamten beobachtet. 

Nach der Aussage des BKA-Beamten Nr. 
12, der nach Angaben der Staatsanwalt- 
schaft Schwerin „beste Sichtverhältnisse 
auf den Tatort“ hatte, befanden sich die 
GSG-9-Beamten unmittelbar hinter Wolf- 
gang Grams, so daß ihnen ein solches Ge- 
schehen, wie es jetzt vom OLG angenom- 
men wird, nicht verborgen geblieben sein 
kann. 

Diesen nicht unerheblichen Widerspruch 
erklärt das OLG damit, daß: „... die Viel- 
zahl der in diesem Augenblick sich darstel- 
lenden Eindrücke (Niederstürzen der ge- 
troffenen Beamten des GSG 9, Sturz des 


Verletzten und die sich dabei ergebenden 
raschen körperlichen Bewegungen) eine ge- 
naue Beobachtung infolge der Reizüberflu- 
tung unmöglich machten.“ 

Das hier an einem Beispiel dargestellte of- 
fensichtliche Bemühen des OLG Rostock, 
belastendes Aktenmaterial zu ignorieren, 
zieht sich wie ein roter Faden durch die Be- 
sründung des ablehnenden Beschlusses 
und kann mit einer Vielzahl weiterer Bei- 
spiele belegt werden. 

Mit hahnebüchenen Erklärungen führt 
das OLG vor, wie sich aus „Beobachtungs- 
lücken“ einiger ziviler Zeugen und der als 
Täter in Betracht kommenden GSG-9-Be- 
amten schlüssig und für den Senat mit an 
Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit 
ergibt, daß das von keinem Zeugen Beob- 
achtete das wahre Tatgeschehen darstellt. 

Die Aussagen der den objektiven Befund 
des aufgesetzten Kopfschusses bezeugen- 
den Personen werden dagegen insgesamt als 
‚nicht verwertbar’ qualifiziert. 

Die Eltern von Wolfgang Grams fühlen 
sich durch die Oberflächlichkeit und Ig- 
noranz, mit der die minutiös belegten bela- 
stenden Beweise und Indizien durch das 
OLG Rostock abgehandelt werden, belei- 
digt und brüskiert. Sie beabsichtigen nicht, 
die Dinge nach Abschluß des sog. Ordent- 
lichen Rechtsweges auf sich beruhen zu las- 
sen, und haben ihre unterzeichnenden Be- 
vollmächtigten damit beauftragt, die Vor- 
aussetzungen einer Verfassungsbeschwerde 
und einer Klage vor dem Europäischen Ge- 
richtshof zu prüfen. 

Presseerklärung der Anwälte der Eltern von Wolf- 
gang Grams, Andreas Groß und Thomas Kiese- 
ritzky, vom 9.4.96 


Sieglinde Hofmanns 
Revision abgewiesen 


Die Verurteilung Sieglinde Hofmanns, 
Gefangene aus der RAF zu einer lebens- 
langen Haft ist seit dem 3. April „rechts- 
kräftig“ (junge Welt, 12.4.96). Das be- 
deutet für Sieglinde — wie für alle ande- 
ren Gefangenen aus der RAF -, daß sie 
ohne öffentlichen Druck nicht mehr aus 
dem Knast rauskommt. 


Politische Gefangene ın den USA 


Hinrichtungsbefehl 
gegen Mumia 
nicht unmöglich! 


Bis Mitte März hat der Oberste Gerichtshof 
von Pennsylvania (Supreme Court) Zeit zu 
entscheiden, ob ein Wiederaufnahmever- 
fahren möglich ist (die Entscheidungist uns 
zur Zeit nicht bekannt — Red.). Ansch- 
ließend kann die Staatsanwaltschaft eine 
Ablehnungsbegründung einreichen, wo- 
durch die Frist einer Entscheidung sich 
nochmals um 30 Tage verlängert. Dann hat 
Mumias Anwalt Len Wein glass noch 30 Ta- 
se Zeit, darauf zu antworten. Hiernach ent- 
scheidet das Gericht, ob es noch mal eine 
Anhörung geben wird oder nicht (diese Ent- 
scheidung wird im Sommer erwartet). Da- 
nach hat das Gericht 16 Monate Zeit, über 
die Wiederaufnahme zu entscheiden. 

Wenn das Supreme Court sich (jetzt oder 
später) gegen eine Wiederaufnahme aus- 
spricht, Kann der Gouverneur Ridge sofort 
einen neuen Hinrichtungsbefehl unter- 
schreiben. Ridge hatte bereits angekündigt, 
auf jeden Fall zu unterschreiben und Mu- 
mia nicht zu begnadigen. 

Nach einem neuen Gesetz zur Beschleu- 
nigung von Hinrichtungen, welches bun- 
desweit eingeführt wurde und von Ridge (!) 
eingebracht worden ist, muß er den Hin- 


richtungsbefehl innerhalb von 90 Tagen un- 
terschreiben. 

Bei einer erneuten Unterzeichnung des 
Hinrichtungsbefehls können die Anwälte 
von Mumia auf Bundesebene gerichtlich ei- 
ne einstweilige Verfügung einreichen (dies 
unabhängig von den Wiederaufnahmever- 
fahrensinstanzen). 

(Quelle: CL-Netz) 


Leonard Peltiers 
Freilassung erneut 


abgelehnt! 


Wir erinnerten in der letzten Ausgabe des 
Infos an Leonard Peltier, derseit über 20 Jah- 
ren aufgrund eines rassistischen Racheur- 
teils im Gefängnis ist. Inzwischen wurde be- 
kannt, daß seine von vielen Menschen ge- 
forderte Freilassung erneut abgelehnt wur- 


de. (ND, 2.4.96). 


Ergänzungen und Korrekturen 
zu Leonard Peltier 


Wie wir berichteten, findet im Sommer ei- 
ne Kampagne für die Freiheit von Leonard 
Peltier und alle indigenen Völker statt. 

Es ist allerdings Ta Freiheitsmarsch, wie 


Brief des Gefangenenkollektivs aus Trani/Italien 


wir schrieben, sondern ein Freiheitslauf. 
Die tägliche Distanz beträgt 100 km. Ge- 
plant ist, diese Strecke in einer täglichen 
Staffel zu absolvieren. 

Es gibt zwei Startpunkte: 18. Juni in Kra- 
kau und 20. Juni in Paris. Die Läufe treffen 
am 1. Juli zusammen. Ziel ist Genf, der sitz 
des Special Rapporteur Lenter for Human 
Rights der UNO m am 25. Juli. 

Wenn Ihr Interesse habt, setzt Euch bit- 
te in Verbindung mit: 
Nitassinan 
Silva Duez Alesandrini 
129 Rue Des Pyrenes 
7755020 Paris 
Tel.: 00 33 / 14/3 56 69 98 

Dort erhaltet Ihr genauere Informationen 
und die Registrierungsformulare. Wichtig, 
ist auch noch: Ihr könnt zu jeder Zeit an 
dem Freiheitslauf teilnehmen. (Red.) 


Freilassung von 


G. Pratt abgelehnt 


Geronimo Pratt, ehemaliges Mitglied der 
Black Panther, der seit 197 0 inh eat ist, 
bleibt in Haft. Einen neuen Antrag A 
Haftentlassung kann = frühestens in vier 


Jahren stellen! (W; 22.3.96) 


An den „Gegengipfel gegen das 


neoliberale Europa“ 


Liebe luriner Genossinnen und Genossen! 

Aus dem Gefängnis von ‘Irani senden wir 
einen herzlichen Gruß an den „internatio- 
nalen Gegengipfel gegen das neoliberale 
Europa“, und als revolutionäre Gefangene 
wollen wir uns eurer Mobilisierung an- 
schließen 

Seit mindestens zwei Jahren gibt es in je- 
dem europäischen Land dauernde aufein- 
anderfolgende Kämpfe gegen das vom 
Maastrichter Vertrag aufgezwungene Dik- 
tat bis hin zur massiven Mobilisierung in 
Frankreich gegen die neoliberalistische Po- 
litik des Juppe-Plans im Dezember letzten 
Jahres. 

Das gemeinsame Ziel dieser Kämpfe ist, 
die Angriffe abzuwehren, die die imperiali- 
stische Bourgeoisie gegen den Lebensstan- 


dard, die Arbeitsbedingungen und das Kräf- 
teverhältnis, das das europäische Metropo- 
lenproletariat in härtesten Kämpfen erobert 
hat, vorantreibt. 

Maastricht legt das wahre Gesicht des im- 
perialistischen kontinentalen Integrations- 
prozesses offen, der unter dem Namen Eu- 
ropäische Union firmiert: 

— nach innen mit den Konvergenzkriteri- 
en für die Schaffung des einheitlichen eu- 
ropäischen Geldes bis 1999, was Prekarisie- 
rung und Arbeitslosigkeit der Massen be- 
deutet, sowie Verschärfung der Ausbeutung 
und Lohnstopp, fortschreitende Annullie- 
rung der Sozialausgaben, Integration und 
Verallgemeinerung der repressiven und 
konterrevolutionären Politik (TREVI, Eu- 
ropol), institutionalisierter Furorassismus 


(Schengen etc.); 

-nach außen mit der Außen-Sicherheits- 
politik, die schon die WEU als Verteidi- 
sungsbastion der Europäischen Union und 
als Verstärkungsinstrument der Nato ge- 
schaffen hat, die Krisenreaktionskräfte, die 
schon in Jugoslawien eingesetzt worden 
sind, die Erklärung von Lissabon zu Opera- 
tionen zu Lande und zu Wasser im Balkan 
und im Mittelmeerraum, die nukleare Auf- 
und Nachrüstung unter dem französischen 
Atomschirm. 

Die Krise der kapitalistischen Produkti- 
onsweise und der politischen Ordnung 
durchzieht das ganze imperialistische La- 
ger, verschärft durch das Auseinanderfallen 
des „Ostblocks“, und nährt diesen konti- 
nentalen Integrationsprozeß wie diejeni- 
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gen, die sich auf dem amerikanischen Kon- 
tinent um die USA und im pazifischen 
Raum um Japan entwickelt haben, indem 
sie überall die antiproletarischste neolibe- 
rale Politik und die zerstörerischen Struk- 
turanpassungsmaßnahmen der internatio- 
nalen Finanzorganismen wie IWF und 
Weltbank aufzwingt 

Jeder dieser Blöcke will eine Neudefiniti- 
on.des Kräfteverhältnisses in seinem Innern 
zum Vorteil der eigenen Bourgeoisie und 
gegen das Proletariat durchsetzen, um im- 
mer konkurtenzfähiger im Krieg um die 
Kontrolle der strategischen Rohstoffe zu 
sein und um sich immer breitere Finfluß- 
gebiete und Märkte im immer mehr globa- 
lisierten Zusammenhang Produktion-Han- 
del-Konsum herauszuschneiden. 

Es ist folgerichtig für die Herrschenden 
Europas, die intergovernative Konferenz 
zur Revision des Maastrichter Vertrages ge- 
nau in Turin abzuhalten, der FIAT-Stadt, 
der Stadt der Agnelli-Dynastie, die seit En- 
de des ersten Weltkriegs ihre europabezo- 
gene und globale "Iradition beanspruchen 
kann, um „stolz“ das Italien des internatio- 
nalen Kapitals, der Finanzoligarchie und 
der neoliberalistischen Ideologie zu reprä- 
sentieren. Jenes Italien der Herren, das heu- 
te bereit macht, innerhalb kurzer Zeit die 
politisch-institutionelle Wende zu vollzie- 
hen, die notwendig ist, um ihr System des 
Raubs und der Herrschaft auf Kosten der 
ProletarierInnen zu verstärken! 

„Angesichts des Neoliberalismus, des hi- 
storischen Verbrechens der Konzentrierung 
der Privilegien, Reichtümer und Straffrei- 
heit, das das Elend und die Verzweiflung 
verallgemeinert, angesichts einer Neuauf- 
teilung der Welt, die darin besteht, die 
Macht in der Macht zu konzentrieren und 
das Elend im Elend“ (Subcommandante 
Marcos, Mexico, Januar 96), angesichts so 
zerstörerischer und aggressiver imperialisti- 
scher kontinentaler Integrationsprozesse, 
angesichts einer imperialistischen Bourge- 
oisie, die so kriegstreiberisch und unter- 
drückerisch gegen das internationale Prole- 
tariat vorgeht, kann man sich nicht zurück- 
ziehen ! 

Fürjede/n Proletarier/in, für jedes antago- 
nistische Subjekt ist es mehr denn je not- 
wendig, für den Aufbau Organisierung- 
Kommunikation-Kampf hier, auf europäi- 
scher Ebene, zu arbeiten, und zwar in en- 
gem Zusammenhang mit den Proletariern- 
/nnen der anderen impenialistischen Pole 
und des südlichen Trikonts. 

Der revolutionäre Prozeß dieser Epoche 
kann nur aus diesem proletarischen Inter- 
nationalismus geboren werden und sich 
entwickeln! Internationale Finheit im anti- 
kapitalistischen und antiimperialistischen 
Kampf! 

„Es wird Kommunismus für alle geben, 
oder es wird ihn nicht geben.“ 

Gefängnis von Trani, März 1996 
Vittorio Bolognese, Luciano Farina, Lorenzo Cal- 
zone, Giovanni Senzani, Aleramo Virgili 


Erklärungen der irisch-republikanischen Gefangenen 


Keine Lösung des 
Konflikts ohne Freilas- 
sung der Gefangenen 


Im März diesen Jahres waren ein Vertreter 
und eine Vertreterin der irisch-republika- 
nischen Gefangenen auf einer Rundreise 
in mehreren Städten der BRD. Beide wa- 
ren erst im vergangenen Oktober bzw. No- 
vember aus dem Knast entlassen worden. 
In ihren Redebeiträgen haben sie u.a. die 
Erklärungen der gefangenen Männer und 
Frauen aus den Knästen Long Kesh bzw. 
Maghaberry verlesen, die wir im folgenden 
dokumentieren. Die Gefangenen bezeich- 
nen sich selbst als Kriegsgefangene (Priso- 
ners of War, POWs). Beide Erklärungen 
wurden von den Gefangenen verfaßt, 
nachdem die IRA das Ende der Finstel- 
lung militärischer Operationen Anfang 
Februar erklärt hatte. 


Erklärung der kriegsgefangenen 
Männer im Knast Long Kesh 


„Freunde und Freundinnen, 

wir, die republikanischen Kriegsgefange- 
nen in Long Kesh, senden solidarische 
Grüße an all diejenigen, die uns und unse- 
re Familien unterstützt haben, und die 
Kampagnen für alle in Irland, Europa und 
Amerika inhaftierten republikanischen Ge- 
fangenen geführt haben 


Die Geschichte des Knastkampfes hat 


uns immer wieder gezeigt, daß es immer die 
Absicht der Briten war, den Geist der repu- 
blikanischen Kriegsgefangenen zu brechen. 
Dies ist ihnen jedoch nie gelungen. Zur 
Zeit haben sie unsere Genossen in engli- 


schen Gefängnissen für eine besonders har- ` 


te und erniedrigende Behandlung ausge- 
wählt. Finer unserer Genossen, Paddy Kel- 
ly, stirbt an Krebs. Seine andauernde In- 
haftierung und die völlige Gleichgültigkeit 
gegenüber dem Leid seiner Familie spricht 
Bände über die Verachtung, mit der irische 
Republikaner und Republikanerinnen vom 
britischen Establishment gesehen werden. 

Unsere Inhaftierung ist eine Folge unse- 
rer Beteiligung an dem politischen Kampf, 
der die vergangenen 25 Jahre kontinuierlich 
getobt hat. Die Lösung dieses Konfliktes 
liegt in der Bereitschaft der britischen Re- 
sierung sich auf substantielle politische 
Verhandlungen mit allen Konfliktparteien 
einzulassen; eine Bereitschaft, die bislang 
bedauerlicherweise fehlt. 

Es kann keine Lösung des Konfliktes ge- 


- schen 


ben, solange und bis nicht Verhandlungen 
ohne Vorbedingungen von der britischen 
Regierung einberufen werden. Sinn Féin 
hat diese Position vor, während und nach 
der Einstellung militärischer Operationen 
seitens der IRA deutlich zum Ausdruck ge- 
bracht. 

Die Frage der Freilassung politischer Ge- 
fangener ist ein Bestandteil hiervon — und 
tatsächlich jeder Konfliktlösung. Aber wir 
haben recht unnachgiebig und eindeutig 
erklärt, daß unsere Freiheit nicht auf Ko- 
sten unseres politischen Glaubens und un- 
serer politischen Ziele erkauft werden kann 
und wird. 

Der Wunsch nach einem echten und Be 
deutungsvollen Frieden mit Gerechtigkeit 
ist nicht irgendeiner Gruppe oder einem 
Teil der Menschen auf diesen Inseln vor- 
behalten. Er ist in uns allen und gehört uns 
allen. Es wurden große Fortschritte in Rich- 
tung der Bedingungen gemacht, die Frie- 
den schaffen können. Der britischen Re- 
gierung darf nicht erlaubt werden, für ihre 
eigenen politischen Interessen das zu ver- 
geuden, was rechtmäßig den irischen Men- 
zusteht: Freiheit, Gerechtigkeit, 
Frieden. 
ls sinne, Republikanische Gefangene Long 
Kesh.“ 


erklärung der kriegsgefangenen 
Frauen im Knast Maghaberry 


„Freundinnen und Freunde, 

wir freuen uns, daß weibliche Gefangene 
hier vertreten sind, weil wir glauben, daß es 
wichtig ist, daß Frauen ihr Recht einfor- 
dern, zu allen wichtigen Angelegenheiten 
sehört zu werden. Frauen werden zu oft ig- 
noriert oder an den Rand gedrängt, insbe- 
sondere in der Politik, so daß wir Euch un- 
sere Anerkennung dafür ausdrücken möch- 
ten, uns dieses Forum geschaffen zu haben. 
Insbesondere angesichts der jüngsten Er- 
eignisse in Irland. 

Am 1. September 1994 wurde eine histo- 
rische Möglichkeit, den Konflikt in Irland 
zu lösen, eröffnet, als die IRA einen Waf- 
fenstillstand erklärte. Schnelle Verhand- 
lungen und eine einfallsreiche Antwort 
wurden von der britischen Regierung auf 
diese Geste hin versprochen, jedoch hatten 


solche Verhandlungen bis weit ins zweite 
Jahr nach dieser Einstellung militärischer 
Operationen hinein nicht angefangen. 
Tatsächlich hat die britische Regierung die 
jüngsten Vorschläge und Feststellungen ei- 
nes unparteiischen internationalen Gremi- 
ums, der Mitchell-Kommision, die Ge- 
spräche ohne Vorbedingungen forderte, in- 
nerhalb weniger Stunden nach ihrer Veröf- 
fentlichung für den Mülleimer bestimmt. 
Und dies obwohl dieser Bericht von briti- 
scher und irischer Regierung in Auftrag ge- 
seben wurde um „den Stillstand zu durch- 
brechen“, der sich entwickelt hatte. 

An diesem Punkt wurde deutlich, daß die 
konservative Partei wegen ihrer innenpoli- 
tischen Schwierigkeiten alles in ihrer Macht 
Stehende tun würde, um bedeutungsvolle 
Gespräche zu verzögern. Statt dessen zog 
sie es vor in einem Versuch, die unionisti- 
sche Partei, auf deren Stimmen sie ange- 
wiesen ist, um an der Regierung zu bleiben, 
zu beschwichtigen, sich hinter Vorbedin- 
sungen und Nebelschleiern zu verstecken. 

Sowohl die Führung als auch die Mit- 
slieder von Sinn Fein waren bestrebt den 
Frie ca aea durch Dialog voranzubrin- 
gen und haben ihre Bereitschaft demon- 
striert, mit jeder interessierten Partei zu 

sprechen und ihr zuzuhören. Bis jetzt ha- 

ben es die UnionistInnen nicht fertigge- 
bracht, sich vollständig auf diesen Prozeß 
einzulassen. Aber wir fragen, wie sonst kann 
eine Übereinkunft erreicht werden ? Es war 
der Verdienst der IRA und Sinn Féins, daß 
diese Möglichkeit eröffnet wurde. Und 
wenn sie vergeudet wird, so wird das zur 
Schande der Briten sein. "Trotz der Beendi- 
sung des Waffenstillstandes sind Ge- 
spräche immer noch das Hauptziel der re- 
publikanischen Bewegung. Tatsächlich 
wurde dem Friedensprozeß ein neues Ge- 
fühl der Dringlichkeit eingeflößt. 

Wir treten für ein wiedervereinigtes Ir- 
land ein ~ frei von britischer Einmischung 
und Vorherrschaft, die allen irischen Men- 
schen schadet. Jedoch ist die Form eines 
neuen Irlands Sache der demokratischen 
Diskussion aller Menschen auf dieser Insel. 

Bis heute wurde keines der zentralen The- 
men angesprochen. Wir haben nochimmer 
eine sektiererische Polizeimacht und 
schwer befestigte Armeestützpunkte in na- 
tionalistischen Gebieten. Menschen wer- 
den noch immer schikaniert und inhaftiert. 
Die Bedingungen für politische Gefangene 
haben sich verschlechtert, und es gab nur 
wenige Freilassungen. 

Zu Beginn des Waffenstillstandes haben 
die weiblichen Gefangenen eine verhärtete 
Haltung von Gefängnispersonal und dem 
Nordirlandministerium festgestellt. Mit 
dem Aufbau neuer Zäune, Kameras und ei- 
nem Wächturm im Gefängnishof wurden 
die Sicherheitsmaßnahmen verstärkt. Fine 
Veränderung der Haltung des Nordirland- 

ministeriums wird in seiner Weigerung 
deutlich, mit Gefangenen zu kommunizie- 
ren oder sich ernsthaft mit wichtigen uner- 
ledigten Problemen zu beschäftigen. Statt 


dessen läßt das Nordirlandministerium zu, 
daß sich Frustration und Unmut breit ma- 
chen. Nach außen hin vermittelt die briti- 
sche Regierung den Eindruck, sensibel und 
einfallsreich mit der Gefangenenfrage um- 
zugehen. In der Praxis trifft das Gegenteil 
zu. 

Die Wiedereinführung des 50%igen 
Straferlasses, die die britische Regierung als 
bedeutungsvolle Geste für sich reklamier- 
te, macht in der Praxis wenig aus. Nur drei 
Frauen wurden am 17. November 1995, als 
die alte Straferlaßrate wieder eingeführt 
wurde, aus Maghaberry entlassen. Einer 
stand die Freilassung ohnehin kurz bevor, 
während die anderen zwei Freilassungster- 
mine wenige Monate später hatten. Von 
den neun republikanischen Frauen, die 
noch im Knast Maghaberry sitzen, haben 
vier lebenslängliche Haftsträfen, die von ei- 
ner Änderung der Strafer laßrate nicht be- 
troffen sind. Von den anderen fünf sollen 
nur zwei vor dem Jahr 2000 freigelassen 
werden. Diese Zahlen zeigen den dürftigen 
Einfluß, den die Veränderung des Strafer- 
lasses auf die insgesamt Inhaftierten hat. 

Wir hier in Maghaberry sind die einzigen 
Frauen, die in Irland und Britannien als Er- 
sebnis des Konfliktes inhaftiert sind. Weil 
wir zahlenmäßig wenige sind, sind wir die 
Zielscheibe für die schärfsten Strafmaß- 
nahmen. 

Der Knast von Maghaberry liegt wenige 
Kilometer von Lisburn in der Grafschaft 
Antrim entfernt. In einem Teil des Knastes 
sind mehrere hundert männliche Gefange- 
ne, während auf der anderen Seite des 
Knastes 30-40 weibliche Gefangene inhaf- 
tiert sind, von denen neun republikanische 
Kriegsgefangene sind. Zwei Frauen, Flia 
O'Dwyer und Martina Anderson, wurden 
nach Maghaberry verlegt, nachdem sie die 
ersten zehn Jahre ihrer Haftstrafe in einem 
englischen Knast abgesessen hatten. Sie 
können jederzeit dorthin zurückve rlegt 
werden. Diese Unsicherheit belastet und 
beunruhigt die zwei Frauen und ihre Fa- 
milien enorm. Diese Situation wird noch 
dadurch verschlimmert, daß diesen Frauen 
im Gegensatz zu anderen lebenslänglichen 
Gefangenen Hafturlaub verwehrt wird, ge- 
nauso wie Besuche außerhalb des Knastes 
von kranken oder sterbenden Angehörigen. 
Und ihre Fälle werden erst dann von der 

„Kommission für die Entlassung von Le- 
benslänglic hen“ überprüft werden, wenn 
sie mindestens zwanzig Jahre abgesessen 
haben. 

Als gefangene republikanische Frauen 
sind wir mit einer anderen und härteren Be- 
handlung als männliche Gefangene kon- 
frontiert. Finen Massen-Strip-Search am2. 
März 1992, in dem jede Frau im Knast 
zwangsweise und gewaltsam nackt ausge- 
zogen und in ihrer Zelle „durchsucht“ wur- 
de, wurde eine nüchterne Frinnerung dar- 
an, daß das Nordirlandministerium fest 
entschlossen war, die Politik, die eigenen 
Körper der Frauen als Waffen gegen sie zu 
benutzen, zu verschärfen. Obwohl sich ein 


Angriff solcher Größenordnung seit 1992 
nicht wiederholt hat, bleibt die Bedrohung 
durch einen solchen Angriff. | 

Kürzlich mußten wir das Nordirlandmi- 
nisterium wegen Geschlechterdiskriminie- 
rung verklagen, weil es sich gegenüber ge- 
fangenen Frauen offenkundig voreinge- 
nommen gezeigt hatte. Die Grundlage des 
Falles war, daß männliche Gefangene (die 
sich von ihren früheren Genossen distan- 
ziert hatten) sich im Gegensatz zu den 
Frauen treffen könnten, Zugang zu den Bil- 
dungseinrichtungen, längere Besuche und 
mehr Hofgang als die weiblichen Gefange- 
nen hatten. Das Nordirlandministerium 
war wegen der Peinlichkeit des Verfahrens 
gezwungen, viele dieser Themen zu be- 
handeln. "Trotzdem sehen sich weibliche 
Gefangene weiterhin schlechter Behand- 
lung gegenüber. Sie werden jeden lag stun- 
denlang eingeschlossen, während der Fin- 
schluß für männliche Kriegsgelangene ab- 
geschafft ist. Ihnen wird ein ähnlicher Zu- 
sang zu dem Bildungstlügel im Knast, wie 
er männlichen Gefangenen möglich ist, 
verwehrt. 

Es ist klar, daß die britische Regierung 
außerordentlich wenig getan hat, um die 
Gefangenenfrage zu lösen, was mitihrer ge- 
samten Haltungim Friedensprozeß im Ein- 
klang steht. Politische ee sind nur 
Symptome von politischen Problemen und 
in diesen neuen und sich ständig verän- 
dernden politischen Klima dient die fort- 
sesetzte Inhaftierung keinem nützlichen 
Zweck. Daß Gefangene als Geiseln benutzt 
werden, darf so nicht weitergehen und die 
Suche nach einer Lösung muß fortgesetzt 
werden. 

Wir möchten an alle engagierten Men- 
schen appellieren, zu dem Friedensprozeß 
beizutragen, in dem sie ihre politischen Re- 
präsentantInnen Beeren diese dazu 
zu drängen, Druck auf die britische Regie- 
rung auszuüben, so daß diese umfassende 
Friedensgespräche mit allen Beteiligten 
festsetzt und die politischen Gefangenen 
freiläßt. Wir fordern Leute auch dazu auf, 
direkt an John Major zu schreiben und 
Kundgebungen vor britischen Botschaften 
zu veranstalten, um die Dringlichkeit der 
Situation hervorzuheben. 

Kriegsgefangene Frauen Maghaberry 
Rosaleen Mc Corley * Rosena Brown * Ma- 
rie Wright * Geraldine Ferrity * Martina 
Anderson * Mary Me Ardle * Patricia Over- 
end * Ailish Carroll * Ella O'Dwyer“ 


Die Rundreise fand im Rahmen der Kam- 
pagne „No Peace without Release“ statt, 
mit der mehrere Irland-Gruppen in der 
BRD die Forderung nach Freilassung der iri- 
schen politischen Gefangenen unterstüt- 
zen. Mehr Informationen zu der Kampagne 
sind zu beziehen über: 

Irland-Gruppe Köln, c/o R. Engert, Olpe- 
ner Straße 669, 51109 Köln 


Politische Verfolgung 


Prozeß gegen das 
Angehörigen Info 
wird fortgesetzt 


Am ersten Verhandlungstag am 11. April 
kam es noch nicht zu einem Urteil in Sa- 
chen Info Nr. 168. Als Staatsverleumdung 
sieht die Anklage in den abgedruckten Re- 
debeiträgen von Gisel Dutzi in Preunges- 
heim und der Gruppe jarama! in Mainz 
sachlich vor allem die Aussagen: Es habe 
nach 1945 keinen wirklichen Bruch gege- 
ben; neben Anderungen der Mittel gebe es 
eine Kontinuität, insbesondere bei dem 
Ziel, Widerstand auszuschalten; der 
Rechtsstaat sei konstruiert worden, um sich 
vom Hitlerfaschismus abzusetzen. Die 
Richterin, die den Part der Anklage gleich 
mitübernommen hatte, lief ständig Gefahr, 
gleich zweierlei zu verwechseln: nämlich ih- 
re Interpretation der entsprechenden Pas- 
sagen und Zusammenhänge mit dem rea- 
len Aussagegehalt und zweitens die Rich- 
tigkeit oder Unrichtigkeit der Auffassungen 
mit der Frage ihrer Strafbarkeit. Der Ver- 
such, den Redebeiträgen „jeden sachlichen 
Aussagegehalt“ (!) abzusprechen — denn 
nur dann wäre selbst ein so weit dehnbarer 
Paragraph wie der Staatsverleumdungspa- 
ragraph 90a überhaupt anwendbar - hätte 
allerdings nicht nur für die Presse- und Mei- 
nungsfreiheit und die Ausübung legaler 
außerparlamentarischer Opposition weit- 
reichende Folgen. Mit einer Verurteilung 
solcher Aussagen könnte die Justiz dann an- 
fangen, Bibliotheken von kritischen 
Büchern und Aufsätzen zu säubern, dieähn- 
liche Thesen und kritische Auffassungen 
verbreiten. Sollte es zu einer Verurteilung 
kommen, ließe sich bis zur Berufungsver- 
handlung sicher eine interessante Zusam- 
menstellung machen. 

Der Fortsetzungstermin findet am 22.4. 
umd 13.00 Uhr, Strafjustizgebäude; Sieve- 
kingsplatz, Zimmer 20la, Hamburg statt. 
Dann werden die Plädoyers gehalten und 
das Urteil gesprochen. (Red.) 


Wg. Weiterstadt 
Kriminalisierungs- 


versuch gegen 


die Bunte Hilfe 
Darmstadt 


Am 7.3.96 wurde ein ehemaliges Mit- 
glied der Bunten Hilfe Darmstadt zum 
zweiten Mal von der Bundesanwaltschaft 
als „Zeuge“ im Verfahren wegen der Her- 
beiführung einer Sprengstoffexplosion an 
der Justizvollzugsanstalt Weiterstadt ver- 
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hört. Das erste Verhör im Dezember war re- 
lativ kurz, nachdem unser Freund die Aus- 
sage unter Berufung auf den | 55a (das 
Recht zu schweigen, wenn mensch sich da- 
mit selbst belasten könnte; das Gericht ent- 
scheidet jedoch, ob eine Selbstbelastung 
möglich ist) verweigerte. 

In seiner Begründung verwies er auf ein 
129a-Verfahren gegen die Rote Hilfe Zei- 
tung, in der aus der Broschüre der Bunten 
Hilfe Darmstadt über die JVA Weiterstadt 
zitiert wurde. Unser Freund sah sich also ge- 
fährdet: wie würde wohl das Mitwirken bei 
der Herausgabe der Broschüre gewürdigt, 
wenn bereits das Zitieren aus der Broschü- 
re als Unterstützung einer terroristischen 
Vereinigung gewertet wird? Beim zweiten 
Verhör in Karlsruhe sicherte der Bundesan- 
walt unserem Freund zu, daß ihm aufgrund 
der Broschüre keine Nachteile entstehen 
können, er also jetzt aussagen könne, ohne 
sich hierbei selbst zu belasten. Das stimmt 
nicht! Seit dem Sprengstoffanschlag gegen 
die JVA Weiterstadt wurde wiederholt ver- 
sucht, durch die Presse die Bunte Hilfe 
Darmstadt in den Kreis der Täter zu ziehen. 
So wurde z.B. behauptet, der Verfassungs- 
schutzagent Steinmetz sei Mitglied der 
Bunten Hilfe Darmstadt gewesen. Dies ist 
eine Lüge; ... niemand von uns hatte Kon- 
takt zu Steinmetz. Diesen Kontakt jetzt her- 
beizureden ist ein Versuch, den vollkom- 
men legalen Widerstand gegen das inhu- 
mane Vollzugskonzept des Gefängnisses in 
Weiterstadt zu kriminalisieren. Des weite- 
ren wird in einem Dossier (des Bundeskri- 
minalamtes über die Kurierfunktion von 
Steinmetz) auf einen anderen, allerdings 
geheimen Vermerk über den möglichen Zu- 
sammenhang der Bunten Hilfe Darmstadt 
mit dem Sprengstoffanschlag (selbst) hin- 
gewiesen. (...) So werden einerseits Perso- 
nen in den Kreis der Mittäter gezogen, an- 
dererseits als Zeugen vorgeladen, die nach 
dem Gesetz kein Aussageverweigerungs- 
recht haben und bei Aussageverweigerung 
mit Beugehaft bedroht werden.Daß die 
Drohung nicht hohl ist, hat der Bundesge- 
richtshof in den letzten Monaten oft genug 
bewiesen: in Zusammenhang mit Stein- 
metz und den Ermittlungen zum Spreng- 
stoffanschlag in Weiterstadt saßen und sit- 
zen sechs Personen, die als ZeugInnen vor- 
geladen waren, in Beugehaft. Unserem 
Freund wurden nun in Karlsruhe über 100 
Fragen gestellt zur Bunten Hilfe Darmstadt, 
zur JVA Weiterstadt und zu Anschlägen. 
Die „Zeugenvernehmung“ gipfelte in der 
Frage, wo er sich zur 'lätzeit aufhielt. Sol- 
che Fragen werden normalerweise Beschul- 
digten gestellt, die dann aber vom ussage- 
verweigerungsrecht Gebrauch machen kön- 
nen. Unser Freund beantwortete die Fragen 
nicht mit der Begründung, daß offensicht- 
lich Ermittlungen gegen ihn und die Bunte 
Hilfe Darmstadt laufen. Der Bundesanwalt 
kündigte daraufhin eine Vorladung vor den 
Bundesgerichtshof an -der Stelle, die Beu- 
gehaft verhängen kann. (...) 
Bunte Hilfe Darmstadt - 22. März 1996. 


Autonome Antifa (M) 
Kriminalisierung 
des gesprochenen 

Wortes 


Wegen des „Inhalts des Redebeitrages an- 
läßlich der Kundgebung zum 5. Todestag 
des Alexander Selchow am 1.1.96“ (Zitat 
Vorladung) erhielt der Redner der Autono- 
men Antifa (M), Bernd Langer, im Februar 
1996 eine Vorladung zum 4. K, der politi- 
schen Göttinger Polizei. Mittlerweile wur- 
de Akteneinsicht gewährt. 

Am Neujahrstag 1996 wurde von einem 
breiten antifaschistischen Bündnis, beste- 
hend aus autonomen AntifaschistInnen, 
Grünen, Gewerkschaften und SPD, eine ge- 
meinsame Kundgebung auf dem Göttinger 
Marktplatz durchgeführt, um an Alexander 
Selchow zu erinnern, der 5. Jahre zuvor von 
Neo-Nazis erstochen wurde. Laut Akten 
wurde die gesamte Veranstaltung von der 
Göttinger Polizei lückenlos überwacht. So 
sind alle Redebeiträge der angemeldeten, 
friedlichen Kundgebung, an der 150 Leute 
teilnahmen, aufgezeichnet sowie Iden- 
titätsfeststellungen aller RednerInnen und 
Teilnehmerinnen vorgenommen worden. 
Hierzu wurden nachträglich sogar Foto- 
mappen gesichtet. 

Gegen den Redner der Autonomen Anti- 
fa (M) wurde ein Verfahren wegen Ver- 
leumdung der Göttinger Polizei eingeleitet. 
Sein Vergehen besteht angeblich darin zu 
erinnern, daß „Conny Wessmann 1989 bei 
einer antifaschistischen Aktion von der 
Göttinger Polizei in den Tod gehetzt wur- 
de“. Die Richtigkeit dieser Äußerungen 
wurden der Staatsanwaltschaft mittlerwei- 
le über Anwalt Ahrens ausdrücklich be- 
stätigt. Bei Anklageerhebung wird der 
Wahrheitsbeweis angetreten. > 

Dieser umfangreiche Einsatz des Uber- 
wachungsapparates selbst bei angemelde- 
ten Kundgebungen ohne Hauch von Mas- 
kierung zeigt deutlich, daß nicht die Form 
der Politik der Autonomen Antifa (M) An- 
laß für staatliche Verfolgung ist, sondern al- 
lein der politische Inhalt. Jahrelang ließ sich 
der Staatsschutz immer neue Begründun- 
gen für Ermittlungen einfallen. Mal waren 
es angebliche Kontakte zur RAF mal An- 
schläge, neuerdings sei die Autonome Anti- 
fa (M) „Hefe für die AIZ“ (Göttinger Tage- 
blatt, 27.2.1996). 

Die Autonome Antifa (M) läßt dieser 
neuerliche Finschüchterungsversuch unbe- 
eindruckt. Was wahr ist, wird gesagt, was 
notwendig ist, getan. 

Autonome Antifa (M) 

(Die Autonome Antifa (M) ist zu erreichen 
über c/o Buchladen Rote Str. 10, 37073 Göt- 
tingen, Tel. + Fax (05 51) 5490 81 
Spendenkonto für die Prozeßkosten: Anti- 
faschistische Liste, Kto-Nr. 150 497 006, 
Sparkasse Göttingen, BLZ 260 500 01 
Stichwort „Solidarität“ 


? 


ie Aufhebung begründet er im we- 
sentlichen mit zwei Punkten: 


1. Am 20. März habe der Senat von einem 
Schriftsatz erfahren, den der Beamte des 
Bundeskriminalamtes Lang am 13. Februar 
an die Generalstaatsanwaltschaft beim 
Öberlandesgericht Frankfurt gerichtet ha- 
be. Diesem Schriftsatz zufolge hatte Lang 
Anfang 1994 einen Bericht erstellt, in dem 
er zu für Ursel „entlastenden“ Ergebnissen 
kommt. Da der Senat davon 
ausgeht, daß Ursels Anwalt ei- 
nen Beweisantrag stellen wird, 
in dem Lang geladen wird, die- 
serjedoch erstab Mitte Mai zur 
Verfügung steht, müsse die 
Hauptverhandlung dann er- 
neut beginnen. 

2. Die Hauptverhandlung sei 
mit „erheblichen Kosten, Si- 
cherheitsvorkehrungen und 
Belastungen“ verbunden, auf- 
grund der aus der linken Szene 
angekündigten Störaktionen. 
Daher sei es unverantwortlich, 
die Hauptverhandlung wie |. ~ 
vorgesehen beginnen zu las- |... 
sen, ohne daß der Zeuge Lang | ` 
zur Verfügung steht. i 


Punkt 1 dieser Begründung 
bedarf einer genaueren (chro- 
nologischen) Frläuterung: 

Das Auswertungsreferat der 
Abteilung "Terrorismus beim 
Bundeskriminalamt hatte 
nach Bad Kleinen den Auftrag, 
den Inhalt des Rucksacks von 
Birgit Hogefeld auszuwerten. 
Am 13. August 1993 hat der 
zuständige Sachbearbeiter 
Langdazu einen ersten Bericht 
erstellt. In ihm taucht Ursel 


RR, 


auf, der ein Brief und andere Kundgebung am Knast in Zweibrücken am 19.11.1994 


Schriftstücke wie Zeitungen 

und Flugblätter aus der Regi- 

on Saarbrücken zugeordnet werden. Dieser 
Bericht gilt als ‚nicht gerichtsverwertbar’, da 
in ihm keine ‚strafrechtlichen Einordnun- 
gen’ enthalten waren. 

Im Oktober 1993 wurde Lang vom Er- 
mittlungsreferat des Bundeskriminalamtes 
-auf Drängen der Bundesanwaltschaft -da- 
zu aufgefordert, eine Version des Berichts zu 
erstellen, die für die Einleitung eines Er- 
mittlungsverfahrens gegen Ursel und für die 
Durchführung strafprozessualer Maßnah- 
men geeignet sein sollte. Im Januar 1994 leg- 
te Lang eine ausführliche Gesamtbewer- 
tung vor, in der er allerdings zu einer entla- 
stenden Bewertung der Unterlagen kam. 

Lang kommt zu dem Ergebnis, daß 

a) Ursels Aktivitäten aus Sicht des Aus- 
wertungsreferats nicht als Unterstützungs- 
handlung einer terroristischen Vereinigung 
gewertet werden können und 

b) sich „offene“ strafprozessuale Maß- 
nahmen (wie z.B. Durchsuchungen, Fest- 
nahme etc.) äußerst negativ und strafverei- 


telnd auf andere Frmittlungsansätze aus- 
wirken würden. 

Zusammengefaßt heißt das: 

Das Auswertungsreferat ist der Meinung, 
daß der Ursel zugeordnete Brief und die 
Flugblätter und Zeitungen zu dünn sind, 
um zu einer Verurteilung von ihr zu kom- 
men, und schlägt daher weitere verdeckte 
rmittlungen vor. 

Andere Stellen der Staatsschutzapparate 
— insbesondere die Bundesanwaltschaft — 


Am 21. März 1996 hat der Staats- 
schutzsenat am OLG Koblenz die 
für 25., 27., 28.3. festgesetzten 


Hauptverhandlungstermine im 


129a-Prozeß gegen Ursel Quack 


aufgehoben. 


Die Bundesanwaltschaft ist nach eigenen 
Angaben derzeit nicht in der Lage, den von 
Lang erstellten Bericht dem Oberlandesge- 
richt Koblenz vorzulegen. 
Der Verurteilungswille der Staatsschutz- 
justiz gegen Ursel ist offensichtlich. Neue 
Termine für die Hauptverhandlung vor dem 
Öberlandesgericht in Koblenz sind bereits 
festgelegt. 
u 
Unsere Einschätzung ist, daß unsere Mo- 
bilisierung wesentlich mit dazu 
beigetragen hat, daß der 129a- 
Prozeß gegen Ursel verschoben 
werden mußte. 
Durch unsere Mobilisierung 
haben wir Gegenöffentlichkeit 
hergestellt, am ersten Prozeß- 
tag am 25. März hätte eine De- 
monstration in Koblenz statt- 
sefunden, die politisch über 
den Prozeß hinaus bestimmt 
ist, solidarische Präsenz im Ge- 
richtssaal war sicher. Damit ha- 
ben wir dem Vorhaben des 
__ Staatsschutzsenats, den Pro- 

| zeß entpolitisiert und schnell 
abzuwickeln, einen Strich 
durch die Rechnung gemacht. 

Dadurch, daß offen wurde, 
daß der Bericht des BKA-Be- 
amten Lang im Interesse der 
| Bundesanwaltschaft weg- 
4 gebunkert wurde, gibt es ein 
4 konkretes Beispiel dafür, wie 
die Praxis der Staatsschutzap- 
parates aussicht. Die politi- 
sche Intention der juristi- 
schen Verfolgung fundamen- 
taler Opposition wurde kon- 
kret sichtbar. Ein Erfolg im 
Prozeß gegen Ursel wäre je- 
doch nur ein kleiner Schritt. 


REN RR a n 


hatten andere Interessen: 

Der Bericht wurde weggebunkert — laut 
Lang wurde mit etwa 30 anderen BKA-Be- 
richten ähnlich verfahren. Im weiteren Ver- 
lauf führten die Differenzen über dieses 
Vorgehen dazu, daß Lang vom Dienst sus- 
pendiert und sein Vorgesetzter Brisach ver- 
setzt wurde. Gegen Lang läuft ein Verfah- 
ren wegen ‚Verletzung des Dienstgeheim- 
nisses“, während er Strafanträge gegen ehe- 
malige Kollegen beim Bundeskriminalamt 
sestellt hat, unter anderem wegen „Straf- 
vereitelung im Amt“. 

Ende Februar 1996 tauchten dazu Presse- 
berichte auf, in denen von „teilweise ver- 
nichtenden Unterlagen“ die Rede ist. Die- 
se Presseberichte veranlaßten die Anwältln- 
nen von Birgit Hogefeld, Beweisanträge zu 
stellen. Sie wollten unter anderem über- 
prüfen, ob alle erstellten Berichte in ihren 
Akten enthalten sind. Ein Ergebnis ihrer Ar- 
beit istnun, daß die Manipulation von BKA- 
Berichten offen auf dem Tisch liegt. 


Daß sich unsere politischen 
Ausgangsbedingungen ver- 
bessert haben, liegt nicht nur 
an der Gegenmobilisierung. 
Uns kam schlichtweg der Zufall zu Hilfe. 
Weg mit dem 129a-Prozeß gegen Ursel 
Ouack! 
Unsere Mobilisierung wird weitergehen 
mit dem Ziel, dazu beizutragen, daß die 
Linke eine Kraft wird, die in der Lage ist, 
die Staatsschutzangriffe gemeinsam zu- 
rückzuschlagen. 
Beginn der Hauptverhandlung: Donners- 
tag, 30. Mai 1996, 9.30 Uhr. Fortsetzungs- 
termine: Montag, 3. Juni 1966, Donnerstag, 
13. Juni 1996. Oberlandesgericht Koblenz, 
Karmeliterstraße 


Am 1. Prozeßtag Demonstration in Koblenz 
Beginn 16.30 Uhr, Josef-Görres-Platz 


Prozeßcafe im TATORT, Münzplatz 15, je- 
weils in den Prozeßpausen und nach dem 
Prozeß 

26. März, Komitee Solidarität heißt Widerstand, 
Alte Feuerwache, Am Landwehrplatz 2, 66111 
Saarbrücken 


Soligruppe Hamburg 


Zu den Verhaftungen von 


Michael und Bernhard 


Wir dokumentieren einen Diskussions- 
beitrag der „Soligruppe Hamburg“, der 
sich mit den Verhaftungen von Michael 
und Bernhard auseinandersetzt und die 
Frage der Solidarität thematisiert. 

Wer sich erinnern kann, weiß, daß ange- 
sichts solcher Anschläge die Gefahr von 
Staatsexzessen besteht und das Vorgehen 
des Staates gegen die Verdächtigten des- 
halb dringend der öffentlichen Aufmerk- 
samkeit bedarf. 

Wir entnahmen den Beitrag der Ham- 
burger Zeitung „Zeck“, April 1996 (Red.) 


In der Nacht vom 25. auf den 26. Februar 
wurden Michael und Bernhard in Witzha- 
ve verhaftet. In den Medien wurde dies als 
„erster Schlag gegen die AlZ-lerroristen“ 
semeldet. Nach einer Verfolgungsjagd sei 
es der Polizei gelungen, die beiden festzu- 
nehmen. Das Auto wurde stundenlang ab- 
gesichert und erst nach dem Eintreffen von 
Sprengstoffrobotern durchsucht. Mit der 
Meldung der Verhaftung im Radio kam im- 
mer auch, daß Sprengstoff im Auto ver- 
mutet werde. In den Zeitungen folgten di- 
verse „Hintergrundberichte“, die der Of- 
fentlichkeit immer stärker suggerierten, 
daß und warum die beiden Terroristen ge- 
worden sein sollen. „In der Schule isoliert 
und gehänselt, keine Freunde, von Freun- 
din verlassen ...“ Angebliche Erddepots 
und Anschlagspläne wurden präsentiert ... 


Was gibt es bis jetzt an 
wirklichen Fakten? 


Am 13.6.95 wurden die Wohnungen von 
Bernhard in Mönchengladbach und Mich- 
aelin Rellingen durchsucht. Sie lebten seit- 
dem weiterhin in ihren Wohnungen. 
Michael und Bernhard wurden in Witz- 
have verhaftet. Die angebliche Verfol- 
gungsjagd war eine eher durchschnittliche 
Verhaftungsaktion. Zehn Minuten vor der 
Verhaftung kamen Bernhard und Michael 
in eine „Verkehrskontrolle“, bei der das Vor- 
handensein von Warndreieck und Ver- 
bandkasten überprüft wurde. Nach der 
Kontrolle fuhren die beiden weiter. Das Au- 
to wurde von einem Wagen überholt und 
ausgebremst, sie hielten an, es kamen drei 
oder vier weitere B.wagen hinzu. Die Ver- 
haftung lief ohne besondere Schikanen, al- 
so keine Plastikfesseln und auf den Boden 
etc. Michael kann sich nicht daran erin- 
nern, bei den B. Waffen im Anschlag gese- 
hen zu haben. Weder im Auto noch bei den 
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beiden wurden Waffen oder Sprengstoff 
gefunden. 

Eine Tatsache, die die Behauptung der 
Polizei, beide hätten ein Erddepot leer- 
seräumt und seien seitdem beschattet wor- 
den, eher als PR-Inszenierung erscheinen 
läßt. 

Nach der Verhaftung kamen die beiden 
nach Reinbek, von dort aus Montag mor- 
sen nach HH-TFuhlsbüttel. Am Montag 
nachmittag / frühen Abend trafen sie per 
Hubschrauber in Karlsruhe ein. Um 22 Uhr 
hatten sie Haftprüfung, bei der ihnen der 
Haftbefehl verkündet wurde. Michael hat- 
te Montag nacht noch nicht mit seiner An- 
wältin reden können. Fin Kontakt zu sei- 
ner Anwältin fand erst am Freitag, den 1. 
März, statt. | 

Beide haben weder bei Verhörversuchen 
noch beim Haftprüfungstermin Aussagen 
gemacht. Der Haftbefehl stützt sich 
hauptsächlich auf angebliche Bewegungen 
des Autos von Michael. So soll das Auto 
zwei Stunden vor dem Anschlag auf den pe- 
ruanischen Honorarkonsul in Düsseldorf 
festgestellt worden sein. Ebenso einige 
Stunden später in Göttingen, von wo aus 
das Bekennerschreiben verschickt worden 
sein soll. 

In Göttingen sei angeblich eine (unbe- 
kannte) Person aus dem Auto gestiegen 
und zum Briefkasten gegangen. Außer die- 
ser Beobachtung in Göttingen gibt es im 
Haftbefehl keinerlei Aussagen zu den Per- 
sonen, die sich im Auto aufgehalten haben 
sollen. Es wird im Haftbefehl nicht deut- 
lich, woher die Erkenntnisse zum Aufent- 
halt des Autos, das auf Michael angemel- 
det ist, kommen. Da fast nie Angaben über 
die Personen im Auto genannt werden, ge- 
hen wir davon aus, daß das Auto nicht di- 
rekt observiert, sondern über andere Or- 
tungsmöglichkeiten überwacht wurde. Da- 
neben wird behauptet, daß bei beiden 
Schriftstücke festgestellt wurden, in denen 
sich mit den gleichen Themenbereichen 
auseinandergesetzt wird, mit denen sich 
auch die AIZ auseinandersetzt. Außerdem 
soll das Schriftgut der beiden Ahnlichkei- 
ten mit Texten der AIZ haben. 

Zu den Haftbedingungen der beiden ist 
noch nicht viel klar. Fest steht, daß Micha- 
elin Lübeck ist. Bernhard sitzt in Köln-Os- 
sendorf. Wie oben geschildert, ist bis jetzt 
nur Fakt, daß die zwei Genossen verhaftet 
wurden und der AIZ-Mitgliedschaft be- 
schuldigt werden. 

Selbstverständlich gilt ihnen unsere So- 


lidarität, und genauso selbstverständlich 
werden wir neben der materiellen Hilfe ver- 
suchen, mit ihnen eine Auseinanderset- 
zung um eine weitergehende Solidaritäts- 
arbeit zu führen. 


Zur Solidarität 


Unter dem Eindruck der massiven Staats- 
schutzhetze, die keinen anderen Schluß zu- 
lassen soll, als daß zwei AlZler verhaftet 
wurden, werfen verschiedene Leute Fragen 
auf wie: „Wie halte ich es mit der ATZ?“ und 
„Kann ich überhaupt solidarisch sein, wenn 
es AlZler wären?“ 

Konkret existieren bisher nur von der 
BAW geäußerte Vorwürfe. Die beiden Ge- 
nossen haben sich nicht geäußert. Wir wol- 
len zuerst klarstellen, daß Spekulationen 
um den Wahrheitsgehalt der BAW-Vor- 
würfe mehr als verfehlt sind. Ferner ist für 
unsere Solidarität gegen staatliche Repres- 
sion wichtig, keine Situation entstehen zu 
lassen, in der sich Beschuldigte zu Be- 
hauptungen der BAW äußern müssen, z.B. 
indem sie sich distanzieren. (Denkt daran: 
Anna und Arthur halten das Maul!) 

In der linken Diskussion existieren die 
unterschiedlichsten Kritiken und Positio- 


“ nen in bezugaufdie AIZ. Kritisiert wird un- 


ter anderem die Art der Durchführung ih- 
rer Aktionen und vor allen Dingen ihre In- 
terpretation anti-imperialistischer Politik 
und Geschichte. Dabei stößt insbesondere 
ihre Bezugnahme auf islamisch-funda- 
mentalistische Kräfte auf Widerspruch. 

Auseinandersetzung und Kritik inner- 
halb der Linken sind notwendig und rich- 
tig. Jeder politische Ansatz der Linken muß 
sich innerhalb einer Bewegung verantwor- 
ten. Diese Diskussionen sind wichtig für 
die Weiter- und Wiederentwicklung linker 
Politik. 

Dies darf aber nicht zur Voraussetzung 
für die Solidarität gegenüber Staatsschutz- 
angriffen gemacht werden. Die AIZ hat 
ihren Ausgangspunkt in einer Interpretati- 
on und Kritik der antiimperialistischen Be- 
wegungund der RAE Ihr Kampfrichtetsich 
gegen weltweite Unterdrückung durch den 
Imperialismus. Für uns ist die AIZ ein Be- 
standteil der Linken. Wir stellen das nüch- 
tern und ohne Wertung fest. Ohne Wer- 
tung deshalb, weil es an dieser Stelle nicht 
um eine Auseinandersetzung mit der Poli- 
tik der AIZ geht. Vielmehr geht es uns um -~ 
einen allgemeinen Solidaritätsbegriff, der 
alle Genossinnen und Genossen gegen 


‚staatliche Repression und Vernichtung in 
Schutz nimmt und Unterstützung anbie- 
tet. 


Soligruppe Hamburg 


Solidaritätsarbeit mit verfolgten Grup- 
pen kann mehrere Ebenen haben. Zum 
Beispiel als „offensiver Ansatz“, der die an- 
gegriffene Politik als Ausgangspunkt der 
Soliarbeit nimmt. Zum anderen als Ansatz, 
der primär eine Schutzfunktion aufbaut, 
die allgemeinen Zusammenhänge des An- 
griffs thematisiert und einordnet und dar- 
in natürlich auch die angegriffene Politik 
benennt und den Raum für revolutionäre 
Initiativen offenhält. 

Die Hamburger Soligruppe besteht aus 
Leuten unterschiedlicher politischer Her- 
kunft, die versuchen, eine gemeinsame so- 
lidarische Haltung gegen die Angriffe vom 
13.6. aufzubauen. Darin stehen für uns 
nicht alleine die konkreten Politikansätze 
der kriminalisierten Strukturen im Vorder- 
grund. 

Hat die BAW bei Kriminalisierungsver- 
suchen linker Strukturen Erfolg, schränkt 
dies immer auch die Bedingungen anderer 
Kräfte ein. 

Geschichtlich hatte z.B. die Verfolgung 
des angeblichen RAF-Umfeldes starke Aus- 
wirkungen auf die gesamte linke. Das 
PKK-Verbot schränkt die Möglichkeiten al- 
ler linken türkischen und kurdischen Grup- 
pen ein. Daraus folgt, daß es immer auch 
um unsere eigenen Bedingungen geht. Die- 
ser Ansatz hat sicherlich Schwächen, wir se- 
hen aber auch gute Möglichkeiten, eine 
stärkere gemeinsame Haltung gegen den 
Staat und seine repressiven Schläge zu ent- 
wickeln, auch über die „Betroffenheit“ ein- 
zelner hinaus. 

Die Demo am 16.12.95 mit ihren unter- 
schiedlichsten Bezugspunkten war eine In- 
itiative, die unsere Haltung zum Ausdruck 
bringt. 

Hamburg, März 1996 

Soligruppe Hamburg“ 


Die Adressen der beiden: 
Bernhard Falk 

JVA Köln-Össendorf 
Rochusstraße 350 


50827 Köln 
Michael Steinau 
Marliring #1 
23566 Lübeck 
oru 
a 
G. © 


ImhbYt 


Radikal-Verfahren 


Wir wollen 
Jutta ! 


Im Rahmen der radikal-Verfahren werden 
Jutta, Mattes, Uli und Frank gesucht. Un- 
sere Freundin Jutta ist eine lesbische Femi- 
nistin, die sich in Bremen im autonomen 
Frauen und Lesbenplenum und in einem 
Migrantinnenprojekt engagiert hat. Seit fast 
einem Jahr entzieht sie sich der Repression. 
Sie ist weg, und wir vermissen sie sehr: als 
Genossin, als Freundin, persönlich wie po- 
litisch. Sie wird per Haftbefehl gesucht. Die 
Begründungen 
sind die glei- 
chen wie die der 
Haftbefehle ge- f 
gen Ralf, Wer- 
ner, Rainer und f 
Andreas, die be- f 
reits sechs Mo- f 
nate in U-Haft 
saßen. Anfang 
Dezember 1995 £ 
kamen sie gegen f 
Kaution und an- 
dere Auflagen 
raus. Die Ver- 
fahren gegen 
diese vier sowie 
gegen die vier 
Gesuchten lau- 
fen ; weiter. 
Wann die Pro- 
zesse eröffnet 
werden, steht in 
den Sternen. Jutta wie den anderen wird vor- 
geworfen, in der Redaktion der radikal mit- 
gearbeitet zu haben. Widerständige und 
verdeckte Zeitungsproduktion wird in der 
BRD schon lange kriminalisiert. Neu ist 
jetzt der Versuch der Bundesanwaltschaft 
(BAW), eine Zeitungsredaktion als krimi- 
nelle Vereinigung zu definieren, um damit 
juristische Grundlagen zur Behinderung 
journalistischer und politischer Arbeit zu 
haben. Dies stellt einen noch nicht dage- 
wesenen Eingriff in die Pressefreiheit der 
BRD dar. 

Insgesamt sollen politische Auseinander- 
setzungen und Aktionen in autonomen lin- 
ken feministischen Zusammenhängen ver- 
hindert und eine gezielte Organisierung kri- 
minalisiert werden. Durch die Verfahren im 
Zusammenhang mit dem 13.6.95 und an- 
dere 129/129a-Verfahren, die die Linke in 
der BRD zur Zeit überziehen, sollen Verun- 
sicherung geschaffen und Einblicke in 
Strukturen gewonnen werden. Unsere En- 
ergie wird somit in Antirepressionsarbeit ge- 
bunden, was auch auf Kosten anderer in- 


haltlicher Arbeit geht. 
Auch in der BRD gibt es politisch Verfolg- 


te, die abhauen müssen 

Für einige, gegen die ein Haftbefehl vor- 
liegt, gibt es manchmal die „Wahl“ zwischen 
Knast und der Flucht vor Repression. 

Bei 129/129a bedeutet Knast immer Son- 
derhaftbedingungen: z.B. Isolation, Post- 
zensur, Besuchsverbote und Trennscheibe.- 
Aus diesem Grund entscheiden einige, sich 
auf die Suche nach einem Exilort zu ma- 
chen. Das heißt auch, ähnlich wie im Knast, 
von FreundInnen, von politischen Genos- 
sinnen getrennt und von vielen politischen 
Auseinandersetzungen abgeschnitten zu 
sein. Für Frauen/Lesben bedeutet das dar- 
über hinaus, sich weniger gegen sexistische 
Übergriffe wehren zu können, da sie illegal 
leben und nicht auffallen dürfen. Zudem 
heißt es für Lesben, aus einer lesbisch-femni- 
nistischen community herausgerissen zu 


sein, die emotionale Sicherheit und politi- 
schen Zusammenhalt bietet. Ungewiß ist, 
im Gegensatz zum Knast, das Ende des 
\xils. 


Wir wollen, daß Jutta und die anderen 
zurückkommen können, um mit uns zu le- 
ben und politisch zu arbeiten. 

Dafür ist es notwendig, daß die radikal- 
Verfahren eingestellt werden. Wir wollen 
uns nicht daran gewöhnen und es nicht hin- 
nehmen, daß Menschen aus der BRD aus 
ihren Zusammenhängen weggehen müs- 
sen. Solange Jutta und die anderen nicht 
wieder da sind, werden wir für die Einstel- 
lung der Verfahren kämpfen! 


Und unser Ziel bleibt weiterhin: Weg mit 


dem Zensur- und Gesinnungsparagraphen 
129/129 


Liebevolle und feministische Grüße an Jut- 
ta! 


EL.O.P. (Frauen/Lesben ohne Pardon) 


Solidarität mit dem kurdischen Befreiungskampf! 


Verhindert die 

Verurteilung der 
kurdischen 

Gefangenen ! 


Die Serie der $ 129a-Verfahren 
bricht nicht ab 


Am 10.4. 1996 beginnt vor dem 5. Senat des 
Oberlandesgerichts in Stuttgart-Stamm- 
heim ein $129a-Prozeß gegen drei kurdische 
und einen türkischen Gefangenen, Zülfiye 
Sanli, Mehmet Nuri Akdeniz, Mehmet Si- 
rin Uner und Mehmet Karayilan. 

Dieser Prozeß reiht sich ein in eine Serie 
von $129a-Verfahren, die die Bundesanwalt- 
schaft (BAW) im September 1995 mit ci- 
nem Prozeß in Frankfurt gegen drei kurdi- 
sche Angeklagte begonnen hat. Es folgte die 
Prozeßeröffnung in Hamburg im März 1996 
und nun auch in Stuttgart. Weitere Prozes- 
se sind in Vorbereitung für München, Düs- 
seldorf und andere Städte. Inzwischen be- 
finden sich ca. 25 Angeklagte aufgrund die- 
ses Vorwurfs in der BRD in Haft. 

Es ist der zweite Anlauf der BAW, die Ar- 
beiterpartei Kurdistans (PKK) mit Hilfe des 
129a-Paragraphen zu kriminalisieren. Der 
erste Versuch scheiterte in den Prozessen 
von Düsseldorf und Celle. 


Se 


Zu den Vorwürfen der 
Bundesanwaltschaft 


Den im Prozeß in Stuttgart-Stammheim 
Angeklagten wird zur Last gelegt, Mitglie- 
der in einer terroristischen Vereinigung zu 
sein. Dies bezieht sich jedoch nicht auf die 
reine Mitgliedschaft in der PKK. Statt des- 
sen wird in der Anklageschrift eine 'Leilor- 
ganisation innerhalb der PKK konstruiert, 
die angeblich verantwortlich sein soll für die 
Planung, Koordinierung und Durchführung 
von kurdischen Aktivitäten. Diese Struktur 
arbeite „hochkonspirativ“, ihre Mitglieder 
trügen Decknamen und schotteten sich in- 
nerparteilich ab. Sogenannte Gebiets- und 
Regionsverantwortliche sollen dann die an- 
seordneten Maßnahmen in ihrem jeweili- 
sen Gebiet bzw. ihrer Region umsetzen. 
Für die BAW wurde diese Konstruktion 
notwendig, da die PKK selbst als Auslands- 
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organisation juristisch in der BRD nicht zu 
belangen ist. 

Eine Grundlage all dieser Prozesse sind 
Kronzeugenaussagen. Der in Frankfurt ein- 
geführte Kronzeuge, der sich laut Prozeß- 
beobachterInnen nur sehr schwer an ge- 
nauere Abläufe erinnern kann, wird nun auf 
dem Silbertablett rund um die BRD ge- 
reicht. Seine Aussagen werden in Hamburg 
benutzt; ebenso wird er in Stuttgart auftre- 
ten. 

An diesem Lügennetz bastelt die BAW 
schon länger. Bereits während des von 1989 
bis 1994 dauernden Düsseldorter Prozesses 
versuchte sie auf ähnliche Weise, 21 kurdi- 
sche politische Menschen hinter Gitter zu 
bringen. Nun, 112 Jahre nach Beendigung 
dieses Prozesses, ist durch die Aufsplitte- 
rung der Prozesse ihre Taktik eine andere; an 
der politischen Zielsetzung hat sich jedoch 
nichts geändert. So soll der rechtsstaatliche 
Anstrich, den sich die BRD durch das Ein- 
schalten der juristischen Ebene zu geben 
versucht, noch mal verstärkt die Zusam- 
menarbeit mit der Kriegspartei Türkei legi- 
timieren. Parallel dazu soll die PKK in der 
BRD weiter isoliert werden, um sie als orga- 
nisierte Struktur angreifbarer zu machen. 

Daß so viele Prozesse zum "Teil gleichzei- 
tigin verschiedenen Städten stattfinden ge- 
gen jeweils drei bis vier Angeklagte, muß vor 
dem Hintergrund gesehen werden, daß es 
dem Gericht im Düsseldorfer Prozeß nicht 
selang, ihr Konstrukt einer terroristischen 
Vereinigung durchzusetzen. Der juristische 
Beweis konnte der Öffentlichkeit gegenüber 
nicht glaubwürdig erbracht werden. Aller- 
dings waren die Bedingungen, die diesen 
Prozeß begleiteten, wesentlich andere als in 
der heutigen Situation. So existierte zum ei- 
nen noch kein PKK-Verbot, welches erst die 
Möglichkeit schuf, alle kurdischen Aktivitä- 
ten auf der juristischen Ebene verhandelbar 
zu machen. Noch gab es diese breit insze- 
nierte Medienkampagne mit der gezielten 
Gleichsetzung von Kurde = Terrorist. Statt 
dessen gab es eine breite Gegenmobilisie- 
rung, in der z.B. Prozeßbesuche bundesweit 
organisiert wurden. 


Zu den unzähligen Prozessen vor 
niedrigeren Gerichtsinstanzen 


Die vielen schon seit einiger Zeit stattfin- 
denden ‚kleineren’ Verfahren vor den Staats- 
schutzkammern der Landgerichte, oder vor 
Amtsgerichten, wegen angeblicher Spen- 
dengelderpressung, schwerer Körperverlet- 
zung, I Landiriedensbreck oder Verstößen 
gegen das Vereinsgeset7 sollten das Klima 
schaffen, die PKK als eine Organisation von 
sewaltbereiten Straftätern erscheinen zu 
lassen. Zu den Verstößen gegen das Ver- 
einsgesetz werden u.a. das Zeigen uner- 
laubter Embleme, die Teilnahme an De- 
monstrationen oder Hungerstreiks herange- 


Fin Beschluß des 
20. Strafverteidiger- 
tags 


Auf dem 20. Strafverteidigertag am 
23./24. März in Essen kam die „Arbeits- 
gruppe 6“ zu dem folgenden Frgebnis: 

1. ...Die Grundrechte der Vereinigungs- 
, Demonstrations-, Meinungs- und Pres- 
sefreiheit sind faktisch für alle Kurden ab- 
geschafft, die mit der PKK in Verbindung 
gebracht werden, manifestiert in den größ- 
ten polizeirechtlichen Massenfestnahmen 
der Nachkriegsgeschichte - in Baden- 
Württemberg sogar vorbeugend über 3 Ta- 
ge bei mehreren hundert Kurden aufgrund 
hektographierter Gerichtsbeschlüsse. 

2. Mit dem „PKK-Verbot“ (korrekt 
Betätigungsverbot für PKK und ERNK) 
hat die Bundesrepublik die politische Aus- 
einandersetzung mit dem kurdischen Un- 
abhängigkeitskampf zugunsten einer poli- 
zeilich/polizeistaatlichen Unterdrückung 
aufgegeben. Die gewalttätigen Auseinan- 
dersetzungen zwischen Polizei und Kur- 
den sind - mit dem PKK-Verbot bereits er- 


zogen. Bisher wurden diese konkreten ver- 
meintlichen Straftaten verhandelt; für die 
offene Verurteilung von KurdInnen wegen 
ihrer Unterstützung des kurdischen Wi- 
derstands gab es noch keine juristische 
Grundlage. Das würde sich sicherlich 
durch die Verurteilung von sogenannten 
„übergeordneten Instanzen“ der PKK dra- 
stisch ändern. Es ist davon auszugehen, 
daß die jetzt beabsichtigte Festklopfung 
von sogenannten „PKK Terroristen“ neu- 
en Möglichkeiten in der Bekämpfung des 
kurdischen Widerstands 'lor und Tür öff- 
net. Die Prozesse vorden Land-und Amts- 
serichten und die $129a-Verfahren müs- 
sen in dieser Wechselwirkung begriffen 
werden. 


Die Haftbedingungen der 
Gefangenen und die 
Bedingungen im Prozeß 


Die Befangenen befinden sich alle schon 


Die Angeklag- |  . o u . 
tenim Ham- | 0.000! 
burger Kur- 
denprozeß: 
Meryem, Azi- 
me und Sait 


kannte und provozierte- Folge der mit dem 
Verbot eingeschlagenen Politik, nicht ihre 
Ursache. 

3. Die „konsequente Durchsetzung des 
PKK-Verbots“ führt zur flächendeckenden 
Erfassung politisch aktiver Kurden mit den 
Mitteln des Strafprozeßrechts und der Un- 
terbindung der Unterstützung des kurdi- 
schen Unabhängigkeitskampfes aus der 
Bundesrepublik Deutschland heraus mit 
den Mitteln des Strafrechts. 

4. §20 Abs. 1 S. 4 VereinsG ist neben 
§129a StGB wichtigstes Instrument zur 
Kriminalisierung politisch aktiver Kurden 
und zur Rechtfertigung umfassender straf- 
prozessualer Eingriffe in die Rechte von 
Kurden. Dabei knüpfen das PKK-Verbot 
und seine polizeiliche wie strafrechtliche 
Umsetzung zum Teil ausdrücklich an das 
KPD-Verbot und die hierzu während des 
„Kalten Krieges“ ergangene Rechtspre- 
chung an. 

Zwar hat der 3. Strafsenat des BGH in 
seiner Entscheidung vom 24.1.96 (...) be- 
kräftigt, daß allein das öffentliche Verwen- 
den oder Verbreiten von Kennzeichen von 
PKK oder ERNK nicht $20 Abs. 1 S. 5 Ver- 
einsG unterfallen; er hat jedoch zugleich 
\ 20 Abs. 1 S. 4 Vereins eine derart ufer- 
lose Auslegung gegeben, daß praktisch je- 


Termine im April: 23., 24., 30.4. 


seit über einem Jahr in Haft. Alle Kontak- 
te untereinander oder zu anderen politi- 
schen KurdInnen werden systematisch 
unterbunden. Ebensowenig wurde eine 
gemeinsame Prozeßvorbereitung zugelas- 
sen. 

Trotzdem werden die vier zum Prozeß- 
beginn eine politische Erklärung halten, 
von der sie selbstverständlich wollen, daß 
viele sie hören. 

Kommt zahlreich!! 

GA 

In Stammheim sind strenge Finlaßkon- 
trollen. Auf alle Fälle muß man/frau den 
Personalausweis/Paß dabei haben. 


Prozeßtermine Stuttgart 


Der Prozeß ist in der Regel auf zwei Mal 
wöchentlich terminiert, dienstags und 
mittwochs, Beginn jeweils um 9.15 Uhr. 


Termine im Mai: 7., 8., 14., 15., 28., 29.5. 
Termine im Juni: 4., 5., 11., 12., 17.6. 


Die Betreuung der Gefangenen (monatli- 
ches Finkaufsgeld, Zeitung, Dolmet- 
scherkosten, Lebensmittelpakete ...), die 
Finanzierung ihrer Verteidigung, teilwei- 
se auch die finanzielle Unterstützung der 
Angehörigen ... kosten unwahrscheinlich 
viel Geld. 

Deshalb bitten wir Euch um Eure finan- 
zielle Unterstützung auf folgendes Konto: 


Rechtshilfekonto: 
B. Wente, 
Postbank Stuttgart 
BLZ 60010070, Kto.Nr. 358097-702 


(Flugblatt des Stuttgarter Komitees zur 
Unterstützungder kurdischen politischen 
Gefangenen) 


de auf PKK oder ERNK bezugnehmende 
politische Betätigung als Verstoß gegen das 
Betätigungsverbot des {18 S. 2 Vereinsge- 
setz erfaßt werden kann. Nach dieser Ent- 
scheidung ist verboten jede Handlungs- 
weise, die konkret geeignet ist, eine für die 
verbotene Vereinstätigkeit vorteilhafte 
Wirkung hervorzurufen, ohne daß es aufei- 
nen tatsächlich eingetretenen meßbaren 
Nutzen ankäme. Diese Auslegung ... ver- 
stößt gegen Art. 5 Abs. 1 GG und das Be- 
stimmtheitsgebot des Art. 103 Abs. 2 GC. 

>. In dem Bestreben einer immer umfas- 
senderen Verfolgung der PKK ... kreiert die 
Bundesanwaltschaft neue Organisations- 
strukturen, die sie als terroristische Verei- 
nigung, definiert, und setzt sich hierbei 
auch über bisher in der Rechtssprechung 
erkannte Grenzen dieses Tatbestands- 
merkmals hinweg. Dies zielt letztlich dar- 
auf, die PKK in ihrer Gesamtheit als terro- 
ristisch abzuqualifizieren. Dabei ist die 
Bundesanwaltschaft gezwungen, als Be- 
weismittel zunehmend auf in ihrer Moti- 
vation und ihrem Aussageverhalten frag- 
würdige und von Zeugenschutzprogram- 
men und Fxistenzzusagen abhängige 
Kronzeugen zurückzugreifen. 

6. PKK-Verbot, Verbot von Demonstra- 
tionen für das Selbstbestimmungsrecht der 


Kurden und strafrechtliche Verfolgung der 
PKK nach $129a verstoßen gegen zwin- 
sendes Völkerrecht. Danach erfüllt der Un- 
abhängigkeitskampf der Kurden ... die Vor- 
aussetzungen eines legitimen nationalen 
Freiheitskampfes i.S. der UN-Charta und 
des humanitären Kriegsvölkerrechts. 

7. Eine weitere Eskalation der Auseinan- 
dersetzung zwischen deutschem Staat und 
Kurden läßt sich nicht durch zusätzliche 
Gesetzesverschärfungen, ständig zuneh- 
mende Kriminalisierung oder ausufernde 
Ausweisung verhindern. Dies kann allein 
durch eine nderung der Politik gegenüber 
dem türkischen Staat und den die Kurden 
repräsentierenden politischen Organisatio- 
nen ..., u.a. durch Aufhebung des PKK-Ver- 
bots sowie die Wiederherstellung der 
selbstverständlichen Grund- und Frei- 
heitsrechte der hier lebenden Kurden er- 
reicht werden. 

Zu fordern ist daher: Stopp der Waffen- 
und Wirtschaftshilfe für die Türkei, keine 
Abschiebungen von Kurden, Aufhebung 
des Verbots kurdischer Vereinigungen, Kei- 
ne Gesetzesverschärfungen bei Auswei- 
sungen und Abschiebungen, Wiederher- 
stellung der Demonstrations- und Ver- 
sammlungsfreiheit für Kurden! (geringfügig 
gekürzt) 


ll 


ZAST Halberstadt 


Polizeiüberfall auf 


kurdische 
Flüchtlinge 


Am 23.3.1996 gegen 5.30 Uhr überfielen 
mehr als 700 zum Teil vermummte Poli- 
zisten den Block B der ZAST Halberstadt 
(Sachsen-Anhalt), in dem überwiegend 
kurdische Flüchtlinge untergebracht 
sind. 

Dabei wurden 25 Zimmer aufgebro- 
chen und verwüstet. Die Flüchtlinge wur- 
den mit an den Kopf gehaltenen Waffen 

| gezwungen, sich auf den Boden zu legen. 
In dieser Position mußten sie mit Hand- 
schellen gefesselt stundenlang ausharren. 
16 Personen - davon 14 Kurden — wurden 
bei diesem brutalen Überfall testgenom- 
men, da sie sich angeblich nicht auswei- 
sen konnten. Sie wurden mehr als 10 
Stunden lang auf dem Polizeirevier Hal- 
berstadt festgehalten, ohne Wasser und 


Nahrung zu erhalten. Dort mußten sie | 
Protokolle unterzeichnen, die ihnen nicht | 


übersetzt wurden. 
iner der betroffenen Flüchtlinge be- 


richtete: ‚Wie stürmten nur eins der Ge- | 


bäude. Bestimmte Zimmertüren wurden 
| vorerst mit rotem Stift gekennzeichnet. 


Es handelt sich hierbei um die Zimmer | 


der kurdischen Flüchtlinge aus der Tür- 
kei ... die Polizei vermutete, daß man 
Waffen und Sprengstoff lagere ... Als wei- 
teres soll man Propagandamaterial der 
PKK und Drogen gesucht haben. Die Po- 


lizisten konnten natürlich nichts finden. 


Um ihre Blamage zu verringern, haben sie | 


alles Schriftliche, was sie fanden, zusam- 
| mengesammelt und gesagt, es handle sich 
um PKK-Propagandamaterial ... 
zeitig bedrohten und beleidigten sie. Bes- 
ser hätten dies die faschistischen Polizi- 
sten der Türkei auch nicht machen kön- 
nen. Wenn einer zur 'loilette wollte, hat 


man verlangt, er solle sich ganz ausziehen | 
. Bücher, Zeit- | 


und nackt hinausgehen . 
schriften, Blätter, Musikkassetten und an- 
dere persönliche Sachen wurden beschla- 
snahmt (u.a. Anhörungsprotokolle im 
Asylverfahren), weil es sich um Propagan- 
damaterial der PKK handeln soll ...“ 
Dieser Angriff und erneute Kriminali- 
sierungsversuch, der selbst von der Heim- 
leitung und dem örtlichen Polizeichef als 
unrechtmäßig angesehen wurde, reiht 
sich lückenlos in die Hetzkampagne von 
Regierung und Medien gegen KurdInnen 
ein. Diese Aktion diente offensichtlich 
nur dem Zweck, die antikurdische Hyste- 
rie weiter zu schüren, was auch hervorra- 
send gelang, betrachtet man die Medien- 
berichterstattung. 
Kurdistan Solidarität Magdeburg, 29.3.96 


gleich- | 


Ulm 


Mahnwache gegen 
Rassısmus und 
Faschismus, 
für internationale 
Solidarität 


Ca. 40 Menschen führten am 22.3. in Ulm 
eine Mahnwache in der Fußgängerzone am 
Berblinger-Denkmal durch. Wir dokumen- 


tieren das Flugblatt: 


In den letzten Jahren hat sich Ausländerhaß 
in Form dauernder Diskriminierung bis hin 
zur offenen Gewalt gegen alles „Undeut- 
sche“ u. sog. Randgruppen verschärft. 

Die Saat rassistischer Parteien ist aufge- 
sangen. So warnte selbst der bayerische Prä- 
sident, damals Innenminister, Edmund 
Stoiber, vor einerdurchmischten und durch- 
rassten Gesellschaft. 

Fine beispiellose Anti-Flüchtlingskampa- 
gne, Verschärfung des AusländerInnenge- 
setzes, Brandanschläge, Mord und Terror ge- 
gen ausländische MitbürgerInnen sind Rea- 
lität geworden. 


Deutschland gilt als „Sicherheitsland“. 


Flüchtlinge suchen bei uns Schutz. Sie flie- 
hen aus Ländern, wo Diktatur herrscht. 

Kein Mensch flieht freiwillig. Hunger und 
Unterdrückung, Zerstörung der Umwelt, 
politische Verfolgung, Krieg sind die Flucht- 
sründe. Die Industriestaaten als Handlan- 
ger der Konzerne unterstützen diktatorische 
Regimes z.B. in Lateinamerika, Mexiko, Pe- 
ru und Türkei. Die Konzerne verdienen da- 
bei Millionen am Wäffengeschäft. Flucht in 
die BRD ist eine Folge impenialistischer Aus- 
beutungspolitik. Rassismus und Faschis- 
mus in Deutschland ist noch nicht besei- 
tigt.. Hinter dem Faschismus steht das Ka- 
pital. 

Wieder oder immer noch bedrohen Ras- 
sisten das Leben und die Gesundheit von 
Menschen in diesem Land. 

Wieder sind Menschen umgebracht wor- 
den. 

Wieder sind Feuer gelegt worden: Hoy- 
erswerda, Mölln, Solingen, Magdeburg, Ro- 
stock. 

Diese Vorfälle sind die Konsequenz pro- 
pagandistischer Hetz-Politik bei der Asyld- 
ebatte, die die Änderung des Art. 16 zur Fol- 
ge hatte. Die Debatte waren als ganze zu 
provozieren. Und wenn sie nicht gewollt wa- 
ren, so waren sie doch provoziert. Die Rolle 
der Polizei bei diesen Anlässen ist unver- 
zeihlich und unvergeßlich. 

Ausländer haben hier in der BRD keine 
Rechte! 

Es gibt nur das rassistische „Ausländerge- 
setz“. 

Die Ausweisungsgründe sind verschärft 


und neu formuliert worden. Das Verbot der 
politischen Betätigung ist extrem weit ge- 
faßt und gilt für jeden Status innerhalb der 
Aufenthaltsbestimmungen. 

Ausweisungstatbestand ist: 

„Die Störung des friedlichen Zusammen- 
lebens von Deutschen und Ausländern.“ 
Krasser kann der Rassismus kaum ausge- 
drückt werden, denn das heißt nichts ande- 
res, als daß sich MigrantInnen und Flücht- 
linge den ganzen faschistischen Angriffen, 
dem ganzen rassistischen Verhalten ihnen 
gegenüber klaglos zu unterwerfen haben 
und die Schuldfrage bei Auseinanderset- 
zungen von vornherein „geklärt“ ist. 

„Gefährdung der demokratischen Grund- 
ordnung der BRD“, Androhung von Ge- 
waltanwendung bei Verfolgung politischer 
Ziele, das kann z.B. eine Parole sein wie „lod 
dem Faschismus“. Diese Bestimmungen 
fallen unter die „Kann-Ausweisung“, je nach 
politischer Richtung kann entschieden wer- 
den, kurdische und linke Organisationen 
sind z.B. starker Repression ausgesetzt, 
während die reaktionären und faschisti- 
schen türkischen Gruppen sich ausbreiten 
können. 

Arbeitslosigkeit, Obdachlosigkeit, Inan- 
spruchnahme von Sozialhilfe, Arbeitslosen- 
hilfe. 

CSU-Innenminister Beckstein aus Bayern 
fordert: 

-- Härteres Vorgehen gegen ausländische 
Straftäter 

— Schnellere Abschiebung 

— Verbot der politischen Betätigung 

Wir fordern: 

— Aufhebung der faschistischen und rassi- 
stischen Ausländergesetze 

— Zulassung der kurdischen Vereine 

— Aufhebung der Verbote aller fortschrittli- 
chen Organisationen aus der Türkei und 
Kurdistan PKK, DHKP-C (Revolutionäre 
Volksbefreiun os-Pa artei-Front) 

— Keine Abschiebung in die faschistische 
Türkei 

— Gleiche Rechte für alle AusländerInnen 
und Deutsche 

— Bleiberecht für alle Flüchtlinge! 

Wer aus der Vergangenheit nichts gelernt 
hat, ist dazu verurteilt, es nochmals zu erle- 
ben. 

Wir setzen alles daran, daß sich die Zeit 

nicht mehr wiederholt. 
Unterstützer: YEK-KOM (Föderation kurdischer 
Vereine in Deutschland e.V. Ulm), AGIF; Födera- 
tion der ArbeitsmigrantInnen aus der Türkei in 
Deutschland, Ulm; ATIF, Föderation der Arbeiter 
aus der Türkei; Kulturzeitschrift, TAVIR; Volks- 
und Kulturhaus Ulm,; MLPD Ulm, INI Ulm: Frei- 
heit für alle politischen Gefangenen! 


Regierungspräsidium Freiburg ordnet an, das Amtsgericht beschließt 


Pakistani soll abgeschoben werden !! 


Am 30.1.96 sprang ein pakistanischer 
Flüchtling in der Vauban-Kaserne aus dem 

. Fenster und zog sich schwerste Verletzun- 
gen zu; fast zwei Monate wurde in der Uni- 
versitätsklinik Freiburg stationär behandelt, 
anschließend in eine Rehabilitationsklinik 
nach Bad Krozingen überwiesen. Dort hät- 
te er noch bis Ende April 96 bleiben sollen, 
um über Massagen, Körpergymnastik und 
Elektrotherapie die gebrochenen Knochen 
(Becken, Lenden, Hände) wieder gebrau- 
chen zu können - außerdem befinden sich 
noch Schrauben in seinen Knochen, die erst 
in ca. 8 Monaten operativ entfernt werden 
können. 

Seit dem 11.4.96 aber sitzt er in Polizei- 
sewahrsam; ein äußerst dubioser Hinter- 
grund bildet den Anlaß, daß er -am 12.4.96- 
durch den Amtsrichter Grabe in Abschie- 
be(sicherungs)haft in die JVA Rottenburg 
eingewiesen wird. 

Die „Schwarzwaldklinik“ in Bad Krozin- 
gen -Orthopädie-Oberarzt Dr. Peters- beur- 
teilt ihn ohne Kenntnis der Abschiebehaft- 
bedingungen als „haftfähig“, obwohl er oh- 
ne Gehhilfen kaum laufen kann und ein 
Stützkorsett tragen muß. Der Verwaltung- 
schef der Klink verdächtigte den pakistani- 
schen Flüchtling, ohne Bezahlung Telefon- 
sespräche geführt zu haben - und kündigte 
am 11.4.an, daß „der Mann fliegt hier raus“. 

Dieses Zeichen war für das Regierungs- 
präsidium FR der offensichtlich erwartete 
Hinweis, daß der Flüchtling nunmehr -völ- 
lig entgegen medizinischen Stellungnah- 
men aus der Universitätsklinik Freiburg- zur 
Abschiebung freigegeben sei; es formulier- 
te dem Haftrichter gleich den passenden 
Haftbefehl vor, nachdem es sich noch am 
heutigen Vormittag mit der Kliniksleitung 
verständigt hatte. 

Rechtsanwalt Althaus hat inzwischen so- 
wohl beim Verwaltungsgericht als auch 
beim Amtsgericht entsprechende Anträge 
gegen diese menschenverachtende Be- 
handlung des pakistanischen Flüchtlings 
eingereicht. Der Mann, einer religiösen 
Minderheit in Pakistan angehörend, war am 
30.1.96 aus dem Fenster gesprungen, weiler 
— realistischerweise — im Fall der Abschie- 
bung nach Karatchi befürchten muß, dort 
erneut den religiösen Fanatikern in die Hän- 
de zu fallen. Er war bereits einmal nach Pa- 
kistan zurückgekehrt und hatte sich aus ge- 
nau diesen Gründen dann erneut entschie- 
den, wieder nach Deutschland zu gehen 
und hier neu Asyl zu beantragen. Das Ver- 
fahren läuft noch. Auf diese Umstände 
nimmt das Regierungspräsidium nicht die 
mindeste Rücksicht. Hier werden selbst mi- 
nimale Grundsätze von Menschenwürde 


mit Füßen getreten! 


SAGA, Freiburg, den 12.4.96 


Anmerkungen: 


Der Mann wurde am 12.4. unter großen 
Schmerzen von der Polizei zur Verkündung 
des Haftbefehls ins Amtsgericht befördert, 
wobei das sogen. Schubkommando sich dar- 
übernoch lustigmachte. Fr konnte auch auf 
dem Rückweg in den Polizeiwagen nicht 
richtig laufen, wurde mehr ins Auto gezerrt 
- das nennt sich „haftfähig“! Der Haftbefehl 
stammt im Original aus dem Regierungs- 
präsidium, der Haftrichter erhielt ihn zuge- 


Veranstaltungen 


. Veranstaltungsreihe gegen die - 
 Kriminalisierung des linken 
eo, s 3 Ir % 
- politischen Widerstands 


| Lübeck, 254, 19.00 Uhr, Offener Karal 
Kanalstr. 42: „radikal - 20 Jahre eine links- 


radikale Zeitschrift“, Veranstaltung zur 
| Geschichte und Gegenwart der Z eitschrift 
| radikal, Soliplenum SH 


| Kiel, 264., 19. 00 Uhr, Hansastr. 48: Infor- 
| mationsveranstaltung zum . aktuellen 
Stand der Verfahren vom 13.6.95, mit: 


Andreas und Ralf (zwei der vier Ex-Inhaf- 


tierten im radikal-Verfahren) und der 
Rechtsanwältin Gabriele Heinecke (ange- 
fragt), Vertreterinnen der Soliplena Kiel 
und Lübeck | 


| Kiel, 3. 5. 19.00 ) Uhr, Frauenprojekthaus, 


Schaßstr. 4: „Staatliche Repression gegen 
FrauenL.esben in Verbindung mit dem 13. 
Juni 1995“, Frauen Lesbengruppe aus dem 


Infoladen. Um 19.00 Uhr gibt es zunächst 
noch ein gemeinsames Essen. Diese Ver- 
anstaltung findet ausschließlich für Frau- 
en statt. 


Zum aktuellen Stand von Kriminalisie- 
tung von KurdInnen in der BRD 


| Nürnberg, 30.4., 19.30 Uhr, KOMM, Hin- 


terzimmer. Veranstalterin ist die Rote Hil- = 


ie en Ben 


Platz macht! 


Politik mit Bittschriften oder Wahlkreuzen. 


' zum Nachdenken zu bewegen. Esgabzahl- 
reiche Straßen und Baustellenblockaden, _ 2... 
r Demons, viele Aktionstage o Panu o a 


faxt und setzte seine Unterschrift darunter! 
Alles war also bereits vorbereitet — hier such- 
te die Abschiebebehörde nur nach einer Ge- 
legenheit. Bislang war deshalb nicht juri- 
stisch/asylrechtlich interveniert worden, 
weil es aufgrund der medizinisch eindeutig 
vorrangigen Situation keinen Anlaß gab, 
daß hier die Abschiebebehörde kommen 
würde und sich derart über die körperliche 
Unversehrtheit, die Vorrangigkeit der Men- 
schenwürde (gerade angesichts des Fen- 
stersprungs aus dem 2. Stock am 30.1.96) 
hinwegsetzen würde. 


no wurde am 2. l. geräumt, aber 
natürlich machen wir weiter. Nach 6 Platz- 


besetzungen und direkt danach erfolten 


Räumungen ist es uns gelungen, einen 
Platz direkt vor der Autobahnstelle zu hal- 


ten.Aber einige Kilometer entfernt (in. 


Borgholzhausen) liegt ebenfalls auf der 


"Trasse ein wunderchönes Stück Land, un- 
ser Ziel ist ein neues Hüttendorf. 


25.3. bis 4.5.: Aktionstage in Dissen, Borg- 


- holzhausen und überall! Hütten bauen, 


Workshops, Aktionen, Besetzungen, Räu- 


mungen, W iederbesetzungen ... 

4.5.: Demo gegen A33, für cin neues Hüt- 

tendorf, sollten wir es bis dahin nicht ge- 

schafft haben, den Platz zu bekommen, 
soll die Demo der Auftakt für ein neues. 
Hüttendorf sein. : 
Infotelefon: 0.54 24 / 401 24, Adr: An 
A3- inendort, a 49201 Dis- 
sen | a, 


Art Against Death Pear 
Kunst gegen die Todesstrafe 
Malerei und Texte internatioaler poiti- 


-scher Gefangener i in Solidarität mit Mu- | 


mia Abu Jamal 


Bremen, 19.-27. Mai, Galerie onen 

Hertz, Richard Wagner-Str. 22, 28209 Bre- 
men. Eröffnung: Sonntag, 19.5., 11.00 Uhr 
{bis 15.00 Uhr) im Rahmen einer Manitee 


mit Lesung aus Mumia Abu-Jamals Buch 


und Texten und Musik zum Thema. Veer- | 
anstaltung:; Donnerstag, 23.5., 20.00 Uhr. 
.. mit Lesung vom Panafrikanischen Forum 
Bremen. Finissage und Abschlußveran- 
staltung, Montag, 27.5.,. 20.00 Uhr, mit 
: Seit inzwischen fast3 Jahren halten ce a 
| Trasse der A33 mit Hüttendörfern besetzt, 
da wir nicht glauben, die Betonköpfe in der 


Programm und Gästen. 


Das Buch zur Ausstellung: Mumia Abu j 
mal: „ u 
_ Bremen, 2988.,DM 28 (überallim gut sor- 
Herten ı Buchhandel zu u erhalten). -o 


aus der Todeszelle“, Agipa-Press. 


Ein Gefangener aus Frankenthal 


„Es ist nicht sinn- 
los, für seine Rechte 
und die Rechte an- 

derer zu kämpfen“ 


Ich möchte mit diesem Brief die Gelegen- 
heit nutzen, mich bei allen, die sich für die 
Rechte der Gefangenen einsetzen, zu be- 
danken, besonders aber bei den Leuten, die 
so zahlreich und lautstark am 17.3. vor den 
Mauern der JVA Frankenthal erschienen 
sind. Leider konnte ich Euch nicht sehen, 
aber dafür jedes Wort gut verstehen. Alle 
von Furen Forderungen verdienen jegliche 
Unterstützung, besonders die Forderungfür 
die Freilassungaller politischen Gefangenen 
weltweit. Nur wenige Menschen wissen 
überhaupt, daß es Menschen gibt, die we- 
sen ihrer politischen Einstellung und Arbeit 
durch Finknastung mundtot gemacht wer- 
den. Fs ist aber auch einfacher, wegzu- 
schauen oder sich taub zu stellen. Aus die- 
sem Grund finde ich es um so bemerkens- 
werter, daß es Leute wie Euch gibt, die trotz 
des Widerstandes wie z.B. durch die B. oder 
Bespitzelung vom Verfassungsschutz auf die 
Verbrechen der herrschenden Klasse auf- 
merksam machen. Als ich an meinen Be- 
tonstreben hing und Furen Worten lausch- 
te, besonders als das Gedicht der IRA-Leu- 
te, die hier gefangen waren, vorgelesen wur- 
de, machte sich ein Gefühl in mir breit, das 
mir neue Kraft gab, nicht zu resignieren und 
weiterhin gegen die Ungerechtigkeiten an- 
zukämpfen. Ich glaube, dieses Gefühl habt 
Ihr vielen vermittelt. Gerade durch das stän- 
dige Fingeschlossen-Sein und die Einsam- 
keit bekommt man doch Zweifel, ob man 
als ständiger Finzelkämpfer irgend etwas er- 
reichen kann und ob es was bringt, sich ge- 
sen alles zu stellen. Durch Euch, die Ihr vor 
der Mauer kämpft, vermittelt Ihr das Ge- 
fühl, kein Einzelkämpfer mehr zu sein, und 


Neues Zu Christel Fröhlich 


Auslieferung droht 


Die UnterstützerInnen-Gruppe für Chri- 
stel informiert über den neuesten Stand: 


Die Anhörung hat am 21. März in Rom 
stattgefunden. Sie dauerte eine knappe 


Stunde. Der Antrag Frankreichs auf Aus- 
lieferung wurde vom italienischen Staats- 


anwalt vertreten. Er ist bekannt als 
Chefankläger in „Ierrorismus-Prozessen“. 

Die italienische Anwältin und der deut- 
sche Anwalt plädierten, daß keine der fran- 
zösischen Behauptungen juristisch haltbar 
sind. Mit dem Auslieferungsantrag werde 
Italien getäuscht. Der italienische Staats- 
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somit, daß der Kampf 
hinter den Mauern 
nicht sinnlos ist. Auf 
diesem Weg möchte We 
ich auch „alle“ Ge- 
fangenen auffordern, 
sich zu wehren, um 
Euch, die Ihr draußen 
kämpft, von hier drin- 
nen zu unterstützen. 
Es ist nicht sinnlos, 
für seine Rechte und 
die Rechte anderer zu 
kämpfen 

Aus diesem Grund 
möchte ich mich 
auch für die Zusam- 
menlegung von Rolf 
mit den anderen 
RAF-Gefangenen 
einsetzen, was aber noch wichtiger ist, auch 
für ihre Freilässun g, aber auch für alle Min- 
derheiten, die in oder von unserer Gesell- 
schaft so gnadenlos ausgegrenzt werden. 
Der Kampf geht weiter. 


(Ein Gefangener aus Frankenthal) 


Weitere Aktioen 
zum 18.3. 


„Wir haben am 18. Märzein Transparent von 
der Autobahnbrücke in Laim/München 
gehängt. Durch den frühmorgendlichen 
Schlepp-Verkehr (bzw. Stau) hoffen wir, daß 
es viele geschen haben. Die Aufschrift des 
Iransparents lautete: 


„Hanna Krabbe, Gefangene aus der RAF 


khi 


seit 21 Jahren, muß raus! 

Mit dieser Aktion wollen wir uns in Be- 
ziehung zu dem heute stattfindenden 
Kampftag für die Freiheit aller politischen 
Gefangenen setzen. (...) 

Damit eine Situation geschaffen ist, in der 
jeder lag zum Kampf für die Freiheit der re- 
volutionären Gefangenen wird, muß für die 
Zukunft gesorgt werden, daß sich der Wi- 
derstand organisiert, daß sich Strukturen 


anwalt argumentierte: Der italienische 
Staatsanwalt argumentierte: Der atver- 
dacht müsse nicht überprüft werden. 

Inzwischen hatdas Gericht entschieden, 
daß Christel ausgeliefert werden soll. 

Noch gibt es keine schriftliche Begrün- 
dung, Mit dem lag, daß diese Christel vor- 
liegt, beginnt die 30-Iage-Frist: Nur 30 Ta- | 
ge haben die Anwälte Zeit, schriftliche Be- 
rufung gegen diese Entscheidung einzule- 
sen. Darüber entscheidet dann über kurz 
oder lang das Cassations-Gericht. Ob nur 
schriftlich oder auch mit mündlicher Ver- 
handlung, ist ungewiß. 

Ehe über die Berufung nicht entschie- 
den ist, darf Christel, laut Gesetz, nicht ab- 
geschoben werden. 

I 


aufbauen, die Verantwortung übernehme. 
Das ist die Voraussetzung, um relevanten 
Druck aufzubauen. Wir w A in Zukunft 
unsere Beitrag dazu leisten — mit den Mög- 
lichkeiten, die wir haben. (...)“ 

(gekürzt) 


ie [Ini Ulm - Freiheit für alle politi- 

schen Gefangenen hat sich am 

18. 3.96 ebenkalk am Aktionstag 

(siehe letztes Info) beteiligt. Sie schreiben: 

„Wir waren mit einem lransparent in Ulm 

— Fußgängerzone präsent. Beteiligt waren 30 

GenossInnen an der Aktion. Verteilt wurden 

>00 Flugblätter. Presse (Südwest Presse und 

Schwäbische 7 citung) waren geladen, aber 

nicht erschienen. Auch das nichtkommerzi- 

elle Radio FREE-FM war geladen, aber die 

hatten niemanden, der kommen konnte. B. 

sind auch gekommen und haben von zwei 

Personen Personalien festgestellt. Sind nach 
10 Min. Aber wieder abgezogen.“ 


Göttingen 
Staatsschutz schnüf- 


felt im JuZI! 


Am 22. Februar wurden die drei Vor- 
standsvorsitzenden der Jugendzentrumsi- 
nitiative Innenstadt e.V. (JuZl) in Göttin- 
gen von der Generalbundesanwaltschaft 
(BAW) im Bundesgerichtshof (BGH) in 
Karlsruhe verhört. Die zwei Sozialarbeite- 
rinnen und ein weiteres Mitglied des Vor- 
stands erhielten Vorlagen des Bundeskrimi- 
nalamtes (BKA) und rechnen in den näch- 
sten Wochen mit Vorladungen nach Karls- 
ruhe. Geladen wurden sie als ZeugInnen in 
einem Frmittlungsverfahren gegen Unbe- 
kannt nach dem $ 129a (Bildung und Un- 
terstützung einer terroristischen Vereini- 
sung). Als Vorwand dient ein „Drohbrief 
zum Nachteil des Ermittlungsrichters Dr. 
Beyer“. Dieser Brief soll angeblich vor Weih- 
nachten aus dem JuZl als Fax an den BGH- 
Richter Beyer geschickt worden sein. 

(Nach einem Flugblatt aus Göttingen) 


Folter in Spanien 


Furoparat legt Be- 
richt vor 


Anfang März wurde von der Antifolterkom- 
mission des Furoparates der Bericht über die 
Menschenrechtssituation in Spanien und 
die Folter an Gefangenen veröffentlicht. 
Spanien war der einzige Staat, der die Ver- 
öffentlichung des Berichts bislang verwei- 
gerte. Dieser umfangreiche Bericht offen- 
bart grausames und bestätigt alle Vorwürfe 
gegen den spanischen Staat. 

So werden in den Kasernen und Gefäng- 
nissen der Guardia Civil Gefangene die mit 
ETA-Vorwurf festgenommen wurden, syste- 
matisch mißhandelt und gefoltert. Die Fol- 
terpraktiken gehen von Elektroden im Ge- 
nitalbereich über Betäubungsgas bis zu Pla- 
stiktüten, die den Ausgelieferten bis kurz vor 
dem Erstickungstod über den Kopf gezogen 
werden. Gefangene werden mit Eisenringen 
an Betten und Tischen gefesselt, geschlagen 
und verbrüht. Die Aussagen von Folterop- 
fern wurde in dem Bericht ausdrücklich für 
glaubwürdig erklärt. Bislang wurde immer 
versucht die Berichte als Propaganda aus 
dem ETA-Umfeld anzutun. 

Doch offenbart dieser Bericht nicht nur 
die Folterpraktiken in Spanien, er zeigt zu- 
gleich die Komplizenschaft der deutschen 
Behörden an der Folter. Der Bericht der 
deutschen Botschaft, vom letzten Jahr, der 
vom Außenministerium bestätigt wurde, 
macht dies deutlich. In knappen Sätzen wur- 
de damals behauptet, es gäbe keine Er- 
kenntnisse über Folter und Mißhandlungen 
in Spanien. Und wenn, stammen diese Be- 
richte lediglich aus dem ETA-Umfeld und 
entbehrten der Glaubwürdigkeit. Dies war 
zu diesem Zeitpunkt bereits gelogen, da be- 
reits Berichte der UN und von Amnestie In- 
ternational über die Folter in Spanien vorla- 
sen. Doch im Interesse der europäischen 
Zusammenarbeit im Bereich der inneren Si- 
cherheit, an der insbesondere die BRD In- 
teresse hat und Vorreiter ist, wird auch Fol- 
ter gedeckt. Auch das Berliner Kammerge- 
richt hatte im Auslieferungsverfahren von 
Benjamin Ramos Vega in seiner Entschei- 
dung vom Dezember ‘95 alle Bedenken 
über die Folter Spanien vom Tisch gewischt, 
als es der Auslieferung bedingungslos zu- 
stimmte. Für die BRD ist die Veröffentli- 
chung dieses Berichtes damit sowohl ein 
Schlag in Gesicht des Außenministeriums 
als auch des Kammergerichts und zeigt wie 
sich die BRD ganz offen zum Gehilfen der 
Folterknechte in Spanien gemacht hat. 

Daß der Bericht des Europarates nun doch 
veröffentlicht wurde, ist zweifellos auch auf 
öffentlichen Druck zurückzuführen. Den- 
noch bleibt trotz dieser Veröffentlichungein 
bitterer Beigeschmack. Der Bericht wurde 
nur zwei lagen nach der Wahl in Spanien 
veröffentlicht. Es ist also davon auszugehen, 
daß dieser Zeitpunkt nicht zufällig gewählt 


wurde und die politisch Verantwortlichen 
der Folterpraktiken vor der Wahl gedeckt 
werden sollten. Zudem geht der Bericht in 
Spanien bei den Diskussionen um eine neue 
Regierungsbildung innenpolitisch unter 
und führt damit nicht zu Konsequenzen. 
Der Bericht der Antifolterkommission des 
Furoparates wird auch für das weitere Aus- 
lieferungsverfahren von Benjamin Ramos 
Vega in Berlin eine wichtige Rolle spielen. 
Das Bundesvertassungsgericht, vor dem das 
Auslieferungsverfahren von Ramos Vega zur 
Zeit geprüft wird, hat sich die Unterlagen 
der Antifolterkommission bereits angefor- 
dert. Ein entscheidender Punkt mit dem die 
Verfassungsklage von Ramos Vega begrün- 
det wurde, waren die Vorwürfe der Folter in 
Spanien, unter der die belastenden Aussa- 
gen gegen ihn zustande gekommen sind so- 
wie die Befürchtung, daß er selbst in Spani- 
en im Falle einer Auslieferung der Folter aus- 
gesetzt sein wird. Es bleibt zu hoffen, daß 
das Verfassungsgericht vor dem Hinter- 
grund dieser Fakten eine Entscheidung zu- 
gunsten von Ramos Vega fällt und nicht 
ebenfalls aus Opportunitätsgründen um- 
fällt. Jedenfalls verbessert dieser Bericht sei- 
ne Ausgangslage und bietet gewichtige Ar- 
gumentationsgründe gegen eine Ausliefe- 


rung. 
Rote Hilfe Berlin 
iu état sis . 


388 teen ALLE 


> spaanse Staat et 
zijn aial gevange non! 


Plakat in Brüssel während des Hungerstreiks 
spanischer politischer Gefangener 1989: 
Der spanische Staat foltert seine Gefange- 
nen! 


Istanbuler Staatssicherheitsgericht 
Tageszeitung ge- 


schlossen 


Druck, Repression und Verfolgung von Op- 
positionellen ist Alltag in der Türkei. Tag- 


täglich werden Menschen, Institutionen, 
Gewerkschafter, Intellektuelle u.a., die kri- 
tisch gegenüber der Staatspolitik der Türkei 
eingestellt sind, verfolgt, verhaftet oder er- 
mordet. Auch die oppositionelle Presse ist 
diesen Repressalien ausgesetzt. Journalisten 
und Redakteure werden festgenommen, 
Zeitungen geschlossen oder beschla- 
smahmt. Die kritische Tageszeitung „Evren- 
sel“ (Universell), die seit Juni 95 in der Tür- 
kei erscheint, ist seit ihrer Erscheinung im- 
mer Zielscheibe staatlicher Politik gewesen. 
Verbots- und Schließungsvertahren, staatli- 
che Repressionen, Unterdrückung und Ver- 
folgung, Einschüchterungsversuche gegen 
„Evrensel“ haben das Ziel, die Meinungs- 
und Pressefreiheit sowie die Verteidigung für 
Demokratie und Menschenrechte außer 
Kraft zu setzen. Seit dem Erscheinen wur- 
den insgesamt 37 Verfahren gegen Evrensel 
eingeleitet. 23 von insgesamt 301 Ausgaben 
wurden konfisziert. Ihre Mitarbeiter festge- 
nommen, bedroht und verprügelt. Am 8. Ja- 
nuar wurde Metim Göktepe, Journalist der 
„Evrensel“, in Istanbul von Polizisten fest- 
genommen und zu Tode gefoltert. 

Nun hat der türkische Staat einen neuen 
Schritt eingeleitet. Laut Angaben der Ia- 
seszeitung „Evrensel“ hat das Staatssicher- 
heitsgericht (DGM) von Istanbul ein 
Schließungsverfahren gegen die oppositio- 
nelle Tageszeitung „Evrensel“ eingeleitet. 
Aufgrund seiner kritischen Einstellung wur- 
de der verantwortliche Redaktionsleiter Ali 
Erol zu zwei Jahren Freiheitsstrafe verurteilt. 
Als Grund für dieses Schließungsurteil wur- 
de ein Kommentar von Semih Hicyilmaz 
mit der Überschrift „Krieg den Palästen, 
Friede den Hütten“ anläßlich des Antikrieg- 
stages am 1. September 1995 genannt. Se- 
mith Hicyilmaz, der sich derzeit in Europa 
aufhält, wurde zu einer Freiheitsstrafe von 
zwei Jahren verurteilt. Im Falle seiner Ein- 
reise in die Türkei müßte er diese Strafe an- 
treten. Das Gericht befand, in dem Artikel 
sei das Ziel der „Anstachelung des Volkes 
aufgrund der Unterschiedlichkeiten zu Hab 
und Feindschaft“ verfolgt worden. 

Wir, als Föderation der demokratischen 
Arbeitervereine (DIDF), appellieren an die 
demokratische Öffentlichkeit, gegen diese 
Repressionen, Verbote und Schließungsur- 
teile gegen die oppositionelle demokrati- 
sche Presse sowie gegen „Evrensel“ anzuge- 
hen. Denn die Verteidigung von Meinungs- 
und Pressefreiheit sowie von Menschen- 
rechten ist ein elementares Grundrecht. So- 
lidarisieren wir uns mit „Evrensel“ und pro- 
testieren gegen das Schließungsurteil. 
Proteste an 
Innenministerium, Icisleri Bakanligi, Bakan- 
liklar/Ankara, Türkei, Fax: 0090312-4257214 
Justizministerium: Adaler Bakanligi, Bakan- 
liklar / Ankara, Türkei, Fax 0090-312-417 39 
54 
Solidaritätsschreiben 
Tageszeitung EVRENSEL, Üzeyir Aga Sok: 
No 11, Yenibosna / Istanbul /Türkei, Fax 
0090-212-656 07 43 
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Auszug aus einem Redebeitrag, der auf einer Veranstaltung in Leipzig am 30.3.1996 gehalten wurde 
Zum neuen Bericht der Bundesregierung an 


den UN-Menschenrechtsausschuß 


Die Bundesregierung ist verpflichtet, den 
UN-Menschenrechtsausschuß alle fünf Jah- 
re schriftlich darüber zu informieren, in wel- 
cher Weise sie den Internationalen Pakt 
über bürgerliche und politische Rechte um- 
gesetzt hat. Dieser im Rahmen der UN aus- 
gearbeitete Menschenrechtsvertrag enthält 
eine Reihe von Bestimmungen, die gerade 
auch für Gefangene von Bedeutung sind, 
wie zum Beispiel das Verbot der Folter und 
der unmenschlichen Behandlung, das 
Recht auf einen fairen Prozeß, einschließ- 
lich des Rechts auf Verteidigung, sowie die 
Informations- und die Meinungsfreiheit. 
Ende des Jahres 1995 hat die Bundesregie- 
rung ihren vierten Bericht an den UN-Men- 
schenrechtsausschuß veröffentlicht. 

Zu den Gefangenen aus der RAF wird dar- 
in u.a. folgendes ausgeführt: „In früheren 
Staatenberichten ist stets besondere Auf- 
merksamkeit dem Vorwurf zugewendet 
worden, die in Deutschland auf Grund 
rechtskräftiger Urteile einsitzenden terrori- 
stischen Straftäter seien unmenschlichen 
Haftbedingungen ausgesetzt. Die deutsche 
Regierung meint, daß dieser Punkt derzeit 
keiner Vertiefung bedarf.“ 

Die Bundesregierung hat den Haftbedin- 
sungen der RAF-Gefangenen in ihren 
früheren Berichten jedoch keineswegs „be- 
sondere Aufmerksamkeit“ gewidmet. Der 
UN-Menschenrechtsausschuß hat sich in 
den Jahren 1978, 1986 und 1990 zum Teil 
ausführlich mit der Isolationshaft in der 
BRD befaßt und dabei die Bundesregierung 
kritisiert." Dies geschah jedoch vor allem 
deswegen, weil eine Arbeitsgruppe, die sich 
zur Aufgabe gemacht, hat, UN-Organe über 
die Isolationshaft zu informieren, eine Do- 
kumentation über die Haftbedingungen 
eingereicht hatte.’ 

ïs gehört zu den propagandistischen Me- 
thoden der Bundesregierung, in der Öf- 
fentlichkeit und gegenüber internationalen 
Gremien positive Entwicklungen und Ver- 
änderungen, die allein auf Grund des 
Kampfes der Gefangenen oder der Arbeit 
von Genossinnen und Genossen „draußen‘ 
zustande gekommen sind, sich selbst zuzu- 
schreiben. 

Ferner ist es nicht zutreffend, daß sich die 
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Frage der Haftbedingungen allein auf Ge- 
fangene bezieht, die „auf Grund rechtskräf- 
tiger Urteile“ inhaftiert sind. Die RAF-Ge- 
fangenen wurden und werden vielmehr vom 
ersten Tag ihrer Haft an isoliert, also auch 
dann, wenn sie noch U ntersuchungsgefan- 
gene sind. Ein aktuelles Beispiel dafür ist 
Birgit Hogefeld, die im Jahre 1993 im Zuge 
der Polizeiaktion in Bad Kleinen sefangen 
genommen wurde und danach lange Zeit in 
Finzelhaft war. 

Zwischen den Zeilen gibt die Bundesre- 
gierung mit ihrer Formulierung zu erken- 
nen, daß die Unterscheidung zwischen Un- 


tersuchungshaft und Strafgefangenschaft 


bei den RAF-Gefangenen praktisch keine 
Bedeutung hat. Die gegen sie durchgeführ- 
ten Strafverfahren haben denn auch allein 
den Zweck, die rechtsstaatliche Fassade zu 
wahren, während die Urteile von vornherein 
feststehen. So gesehen ist es realistisch, 
wenn die Bundesregierung alle RAF-Gefan- 
genen von vornherein als Strafgefangene 
qualifiziert. 

Indem die Bundesregierung betont, daß 
es hier um Gefangene geht, die auf Grund 
rechtskräftiger Urteile inhaftiert sind, be- 
hauptet sie indirekt auch, daß es sich bei ih- 
nen um „gewöhnliche Kriminelle“, nicht je- 
doch um politische Gefangene handelt. Die 
von der Bundesregierung betriebene 
Sprachregelung hat sich international je- 
doch keineswegs vollständig durchgesetzt. 
Als sich der UN-Menschenrechtsausschuß 
im Jahre 1990 mit der Situation in der BRD 
befaßte, erklärte das schwedische Aus- 
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schußmitglied, Herr Wennergren, er sei 
über die Behandlung von politischen Akti- 
visten, die sich selbst als Kriegsgefangene 
betrachteten, sowie über deren lange Ein- 
kerkerung betroffen. Der im letzten Bericht 
der Bundesregierung enthaltene Hinweis 
auf die rechtskräftige Verurteilung kann 
auch als eine Antwort auf diese Äußerung 
verstanden werden. 

Schließlich ist der Bundesregierung zu wi- 
dersprechen, wenn sie ausführt, dieser 
„Punkt“ bedürfe „derzeit keiner Vertie- 
fung“. „Derzeit“ heißt es hier - als ob die 
Bundesregierung jemals dazu bereit gewe- 
sen wäre, ernsthaft auf Kritik an den Haft- 
bedingungen einzugehen. In den letzten 
Jahren wurden mehrere langjährig inhaf- 
tierte Gefangene treigelassen. Auch sind die 

Haftbedingungen heute nicht mehr im glei- 
chen Maße restriktiv wie noch vor zehn Jah: 
ren. So ist kein RAF-Gefangener mehr in ei- 
nem Hochsicherheitstrakt untergebracht. 
Nach wie vor sind jedoch alle Gefangenen, 
die auf rund des § 129a Strafgesetzbuch in- 
haftiert sind, einem besonderen Haftregime 
unterworfen, dasmit den Menschen rechten 
unvereinbar ist. Zudem wurden neue Ver- 
fahren gegen bereits seit langen Jahren in- 
haftierte RAl'-Gefangene durchgeführt, die 
daraufhin erneut verurteilt wurden. 

Entgegen der Behauptung der Bundesre- 
sierung, der „Punkt“ bedürfe „keiner Ver- 
tiefung“, sind die Haftbedingungen und die 
Frage der Freiheit für die Gefangenen aus 
der RAF somit nach wie vor aktuell. Hinzu 
kommt, daß alle auf Grund des $ 129a StGB 
inhaftierten Gefangenen besonderen Haft- 
bedingungen ausgesetzt sind, und das 
heißt: auch Gefangene, die wegen antifa- 
schistischer Aktivitäten inhaftiert sind, so- 
wie Gefangene, die der PKK zugerechnet 
werden. 

Hans-Michael Empell 


l Vgl. Dazu: Hans-Michael Empel: Die Men- 
schenrechte der politischen Gefangenen in der 
Bundesrepublik Deutschland, Köln 1995, S. 39ff. 
2 Als Buch veröffentlicht unter dem Titel: Todes- 
schüsse, Isolationshaft, Eingriffe ins Verteidi- 


gungsrecht, 4. Aufl. Berlin 1995 


m.b.H. Eigentumsvorbehalt: Nach diesem Eigentums- 
vorbehalt ist das Angehörigen-Info so lange Eigentum 
des Absenders, bis es dem Gefangenen ausgehändigt 
wird. „Zur-Habe-Nahme“ ist keine Aushändigung im 
Sinne des Vorbehalts. Wird das Info dem Gefangenen 
nicht persönlich ausgehändigt, ist es dem Absender mit 
dem Grund der Nichtaushändigung zurückzuschicken. 
Spendenkonto der Angehörigen : Sonderkonto Kiener, 
Landesgirokasse Stuttgart, BLZ 600 501 01, Kt.-Nr. 
5454194. 


